
 

 

Gesetz, mit dem das Innsbrucker Stadtrecht 1975 geändert wird 

 

Textgegenüberstellung/Begutachtung 

 

 

§§ 1 bis 4 unverändert. 

§ 5 

Wappen, Farben und Siegel 

(1) Das Wappen der Stadt ist eine aus der Vogelschau gesehene, auf zwei 
Jochen ruhende silberne Brücke in rotem Schild. Es ist in seiner heraldischen 
Form in der Anlage 1 und in seiner stilisierten Form in der Anlage 2 bildlich 
dargestellt. Die Farben der Stadt sind rot-weiß. 

(2) Das Siegel der Stadt zeigt das Stadtwappen, gehalten von einem Engel, 
mit der Umschrift „Siegel der Landeshauptstadt Innsbruck“. 

(3) Die Führung und die Verwendung des Stadtwappens in seinen beiden 
Formen bedürfen einer Bewilligung des Gemeinderates. Sie ist zu erteilen, wenn 
dies im Interesse der Stadt gelegen und ein nachteiliger Gebrauch nicht zu 
erwarten ist. Der Gemeinderat hat die Bewilligung zu entziehen, wenn auch nur 
eine der Voraussetzungen nachträglich weggefallen ist. 

(4) Wer das Stadtwappen, auch mit einem Zusatz oder in einer veränderten 
verwechslungsfähigen Form, ohne Bewilligung führt oder verwendet, begeht 
eine Verwaltungsübertretung und ist vom Bürgermeister mit einer Geldstrafe bis 
zu 2.000,– Euro zu bestrafen. Der Versuch ist strafbar. Die Strafgelder fließen 
der Stadt zu. 

(3) Die Führung und die Verwendung des Stadtwappens in seinen beiden 
Formen bedürfen einer Bewilligung des Stadtsenates. Sie ist zu erteilen, wenn 
dies im Interesse der Stadt gelegen und ein nachteiliger Gebrauch nicht zu 
erwarten ist. Der Stadtsenat hat die Bewilligung zu entziehen, wenn auch nur 
eine der Voraussetzungen nachträglich weggefallen ist. 

(4) Unter Führung des Stadtwappens im Sinn dieses Gesetzes ist jeder 
Gebrauch des Stadtwappens in einer Weise zu verstehen, die geeignet ist, den 
Eindruck einer öffentlichen Stellung, Berechtigung oder Auszeichnung zu 
erwecken. Als Führung gilt insbesondere der Gebrauch des Stadtwappens auf 
Brief- und Geschäftspapier, in Siegeln und Stempeln, auf Schildern und äußeren 
Geschäftsbezeichnungen sowie Ankündigungen und Schriften. 

(5) Jeder nicht unter Abs. 4 fallende Gebrauch des Stadtwappens gilt als 
Verwendung des Stadtwappens im Sinn dieses Gesetzes. 

(6) Wer das Stadtwappen, auch mit einem Zusatz oder in einer veränderten 
verwechslungsfähigen Form, ohne Bewilligung führt oder verwendet, begeht 
eine Verwaltungsübertretung und ist vom Bürgermeister mit einer Geldstrafe bis 
zu 2.000,– Euro zu bestrafen. Der Versuch ist strafbar. Die Strafgelder fließen 
der Stadt zu. 
 

§§ 6 bis 9 unverändert. 

§ 10 

Zusammensetzung des Gemeinderates 

(1) Die Zahl der Mitglieder des Gemeinderates beträgt 40. 

(2) Außer den in der Innsbrucker Wahlordnung 2011 für die Wahl des 
Gemeinderates aufgezählten Gründen ist eine Wahl des Gemeinderates auch 
dann vorzunehmen, wenn  

 a) der Gemeinderat bei Anwesenheit von mindestens drei Vierteln zwei 
Dritteln seiner Mitglieder mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
anwesenden Mitglieder seine Auflösung beschließt (Selbstauflösung) 
oder 

 b) die Aufsichtsbehörde den Gemeinderat nach § 47 Abs. 4, § 48 Abs. 3 
oder § 82 Abs. 1 auflöst.  

(3) Für die Fortführung der Geschäfte gilt § 82 Abs. 2 bis 5. 

 
 

§§ 11 und 12 unverändert. 
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§ 13 

Pflichten und Rechte der Mitglieder des Gemeinderates 

(1) Die allgemeinen Pflichten der Mitglieder des Gemeinderates ergeben 
sich aus dem Gelöbnis. 

(2) Die Mitglieder des Gemeinderates haben an den Sitzungen des 
Gemeinderates und an jenen der gemeinderätlichen Ausschüsse, welchen sie 
angehören, teilzunehmen.  

(3) Die Mitglieder des Gemeinderates sind zur Verschwiegenheit über alle 
ihnen ausschließlich aus ihrer amtlichen Tätigkeit bekanntgewordenen 
Tatsachen verpflichtet, deren Geheimhaltung im Interesse der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, der 
umfassenden Landesverteidigung, der auswärtigen Beziehungen, im 
wirtschaftlichen Interesse einer Körperschaft des öffentlichen Rechtes, zur 
Vorbereitung einer Entscheidung oder im überwiegenden Interesse der Parteien 
geboten ist. Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht gegenüber dem 
Gemeinderat, wenn dieser eine Auskunft ausdrücklich verlangt. Die 
Verschwiegenheitspflicht besteht nach dem Enden der Mitgliedschaft zum 
Gemeinderat fort. Zur Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht ist in den 
Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinderat und in den 
Angelegenheiten des übertragenen Wirkungsbereiches aus dem Bereich der 
Landesvollziehung die Landesregierung zuständig. 

(4) In den Sitzungen des Gemeinderates haben die Mitglieder das Recht, 
schriftliche Anträge einzubringen sowie an den Bürgermeister in den 
Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Stadt Anfragen zu stellen. 
Diese Anfragen sind vom Bürgermeister zu beantworten. Er kann die 
Beantwortung unter Angabe der Gründe ablehnen. Überdies kann jedoch der 
Bürgermeister die amtsführenden Stadträte mit der Anfragebeantwortung 
beauftragen,  

 a) soweit die Anfrage Angelegenheiten seines Wirkungskreises betrifft, 
die er diesen nach § 35a übertragen hat, und  

 b) sofern der Fragesteller nicht ausdrücklich eine Anfragebeantwortung 
durch den Bürgermeister selbst begehrt. 

(5) Anträge nach Abs. 4, die bis zum Ablauf der Funktionsperiode des 
Gemeinderates nicht abschließend erledigt worden sind, hat der Bürgermeister 
in der nächsten Funktionsperiode dem Gemeinderat zur Entscheidung, ob sie 
weiterverfolgt werden sollen, vorzulegen. Die Vorlage hat in der ersten Sitzung 

des Gemeinderates zu erfolgen, bei der es sich nicht um eine Sitzung im Sinn 
des § 21a Abs. 4 handelt. 

(5)(6) Die Mitglieder des Gemeinderates haben in den Angelegenheiten des 
eigenen Wirkungsbereiches der Stadt das Recht der Einsicht in die Akten von 
Verhandlungsgegenständen des Gemeinderates, des Stadtsenates und der 
Ausschüsse des Gemeinderates. Das Recht der Einsicht besteht hinsichtlich der 
Akten von Verhandlungsgegenständen, die eine individuelle behördliche 
Entscheidung oder eine sonstige individuelle personenbezogene Maßnahme 
erfordern, nur für diejenigen Mitglieder des Gemeinderates, die an der Beratung 
und Beschlussfassung über den betreffenden Verhandlungsgegenstand 
mitzuwirken haben. 
 

§§ 13a bis 16a unverändert. 

§ 16b 

Vorübergehender Verzicht auf die Ausübung des Mandates aus 
bestimmten Gründen 

(1) Ein Gemeinderatsmitglied kann aus Anlass der Geburt oder Adoption 
eines Kindes vorübergehend auf die Ausübung des Mandates zur Betreuung 
dieses Kindes verzichten: 

 a) ein Gemeinderatsmitglied, das ein Kind erwartet, für einen Zeitraum 
von frühestens acht Wochen vor der voraussichtlichen Entbindung und, 
wenn es mit dem Kind im gemeinsamen Haushalt lebt, bis längstens 
zum Ablauf des ersten Lebensjahres des Kindes, 

 b) ein Gemeinderatsmitglied für den Zeitraum von der Geburt bis zum 
Ablauf des ersten Lebensjahres des Kindes, wenn es mit dem Kind im 
gemeinsamen Haushalt lebt und der andere Elternteil nicht gleichzeitig 
Karenzurlaub in Anspruch nimmt, 

 c) ein Gemeinderatsmitglied für den Zeitraum von der Adoption eines 
Kindes bis zum Ablauf des ersten Lebensjahres des Kindes, wenn das 
Gemeinderatsmitglied mit dem Kind im gemeinsamen Haushalt lebt 
und der andere Elternteil nicht gleichzeitig Karenzurlaub in Anspruch 
nimmt. 

(2) Ein Gemeinderatsmitglied kann für die Dauer von höchstens zwölf 
Monaten zur Pflege von nahestehenden Personen vorübergehend auf die 
Ausübung des Mandates verzichten. 



3 

 

 

(3) Der vorübergehende Verzicht auf die Ausübung des Mandates nach den 
Abs. 1 und 2 ist gegenüber dem Bürgermeister, wenn es sich um den 
Bürgermeister selbst handelt, gegenüber dem ersten Bürgermeister-
Stellvertreter unter Angabe des Beginns und der beabsichtigten Dauer schriftlich 
zu erklären. Die Erklärung wird mit ihrem Einlangen beim Stadtmagistrat 
verbindlich. Ist die in der Erklärung angegebene Dauer kürzer als der nach den 
Abs. 1 lit. a, b oder c und 2 mögliche Zeitraum, so kann die Dauer einmal, 
höchstens jedoch bis zum Ablauf des jeweils längsten möglichen Zeitraumes, 
verlängert werden. 

(4) Der vorübergehende Verzicht auf die Ausübung des Mandates kann 
jederzeit schriftlich widerrufen werden; der Widerruf wird, sofern darin kein 
späterer Zeitpunkt angegeben ist, mit dem Einlagen beim Stadtmagistrat 
wirksam und ist endgültig. Zudem ist der Wegfall der Voraussetzungen für den 
vorübergehenden Verzicht dem Bürgermeister, wenn es sich um den 
Bürgermeister selbst handelt, dem ersten Bürgermeister-Stellvertreter, 
unverzüglich zu melden. In einem solchen Fall wird der vorübergehende 
Verzicht mit dem Wegfall des Grundes unwirksam. 

(5) Während der Wirksamkeit des vorübergehenden Verzichtes auf die 
Ausübung des Mandates sind die Bestimmungen der Innsbrucker 
Wahlordnung 2011 über die Einberufung eines Ersatzmitgliedes im Falle des 
Ausscheidens eines Gemeinderatsmitgliedes sinngemäß anzuwenden. 

(6) Für die Dauer des vorübergehenden Verzichtes des Bürgermeisters auf 
die Ausübung des Mandates nach Abs. 1 oder 2 wird der Bürgermeister bei der 
Ausübung seines Amtes vom ersten Bürgermeister-Stellvertreter vertreten. Im 
Übrigen gilt § 35. 
 

§ 17 

Amtsverlust und Amtsverzicht des Bürgermeisters 

(1) Der Bürgermeister kann von seinem Amt abberufen werden, seines 
Amtes durch die Landesregierung für verlustig erklärt werden oder auf sein Amt 
verzichten. Sein Mandat als Mitglied des Gemeinderates wird hierdurch nicht 
berührt. 

(2) Die Abberufung des Bürgermeisters bedarf eines Beschlusses des 
Gemeinderates, mit welchem dem Bürgermeister das Misstrauen ausgesprochen 
wird (Misstrauensvotum), und einer dieses Misstrauensvotum bestätigenden 
Volksabstimmung (Abs. 3). Das Misstrauensvotum kommt nur über 

schriftlichen, begründeten Antrag von wenigstens einem Viertel der Mitglieder 
des Gemeinderates zustande, wenn diesem Antrag bei Anwesenheit von 
mindestens drei Vierteln seiner Mitglieder mindestens zwei Dritteln seiner 
Mitglieder eine Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der anwesenden 
Mitglieder zustimmt. Der Zeitraum zwischen dem Tag der Einbringung des 
Antrags und dem Tag der Abstimmung darf nicht weniger als eine Woche und 
nicht mehr als vier Wochen betragen. 

(3) Über das Misstrauensvotum hat innerhalb von zwei Monaten nach dem 
Tag seines Zustandekommens an einem Sonntag eine Volksabstimmung 
stattzufinden; deren Ausschreibung ist vom Gemeinderat gleichzeitig mit dem 
Misstrauensvotum zu beschließen. Für die Durchführung der Volksabstimmung 
gelten die §§ 45 Abs. 4, 46 und 47 Abs. 1 und 2 sinngemäß. Gegen die 
ziffernmäßige Ermittlung des Abstimmungsergebnisses können der 
Bürgermeister und jede Gemeinderatspartei binnen einer Woche ab dessen 
Kundmachung schriftlich einen Überprüfungsantrag einbringen. 

(4) Wird das Misstrauensvotum in der Volksabstimmung bestätigt, so 
erlischt das Amt des Bürgermeisters mit dem Ablauf jenes Tages, an dem die 
Frist für die Einbringung eines Überprüfungsantrages gegen die ziffernmäßige 
Ermittlung des Abstimmungsergebnisses endet, im Fall der Einbringung eines 
Überprüfungsantrages jedoch mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung des 
überprüften Abstimmungsergebnisses. Wird das Misstrauensvotum in der 
Volksabstimmung nicht bestätigt, so bleibt der Bürgermeister im Amt. 

(5) Die Landesregierung kann den Bürgermeister seines Amtes für 
verlustig erklären, wenn dieser in dem vom Land der Stadt übertragenen 
Wirkungsbereich tätig geworden ist und vorsätzlich oder grob fahrlässig ein 
Gesetz oder eine Verordnung verletzt oder eine Weisung nicht beachtet hat. Die 
Verantwortlichkeit des Bürgermeisters für seine Tätigkeit im übertragenen 
Wirkungsbereich der Stadt auf dem Gebiet der Bundesvollziehung richtet sich 
nach den bundesgesetzlichen Vorschriften. 

(6) Für den Verzicht des Bürgermeisters auf sein Amt gilt § 16a Abs. 3 
sinngemäß. 

§§ 17a bis 19 unverändert. 
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§ 20 

Einberufung des Gemeinderates 

(1) Der Gemeinderat tritt auf Einberufung durch den Bürgermeister nach 
Bedarf, mindestens aber in jedem Kalendermonat zusammen. In den Monaten 
August und September jedes Jahres findet keine Gemeinderatssitzung statt, es 
sei denn, daß die Abhaltung einer solchen zur Behandlung unaufschiebbarer 
Angelegenheiten im öffentlichen Interesse erforderlich wäre. In den Monaten 
August und September jedes Jahres findet keine Gemeinderatssitzung statt, es 
sei denn, dass die Abhaltung einer solchen aus einem wichtigen Grund im 
öffentlichen Interesse erforderlich wäre. Der Bürgermeister hat den 
Gemeinderat binnen einer Woche einzuberufen, wenn dies mindestens vierzehn 
seiner Mitglieder zur Behandlung eines bestimmten in die Zuständigkeit des 
Gemeinderates fallenden Gegenstandes schriftlich verlangen. Der Beginn einer 
solchen Sitzung ist auf einen Tag innerhalb von zwei Wochen nach dem 
Einlangen des Verlangens beim Stadtmagistrat festzusetzen. 

(2) Der Bürgermeister hat die Mitglieder des Gemeinderates mindestens 
fünf Werktage vor dem Sitzungstermin schriftlich zu den Sitzungen einzuladen. 
Die Einladung hat den Ort, den Tag und die Uhrzeit des Sitzungsbeginns sowie 
die Tagesordnung zu enthalten. In Fällen, die im öffentlichen Interesse keinen 
Aufschub dulden, kann die Frist auf 24 Stunden verkürzt werden; dies ist jedoch 
für Sitzungen, in denen der Voranschlag oder der Rechnungsabschluss behandelt 
bzw. beschlossen oder Gemeindeorgane gewählt werden, nicht zulässig. Die 
Einladung ist durch Boten oder die Post zuzustellen. Nach Maßgabe der zur 
Verfügung stehenden technischen Mittel kann die Zustellung auch telegrafisch, 
fernschriftlich, im Weg automationsunterstützter Datenübertragung oder in 
jeder anderen technisch möglichen Weise erfolgen. Die Einladung zur Sitzung 
ist an der Amtstafel bekannt zu machen. 

(3) Ist ein Mitglied des Gemeinderates wegen Befangenheit oder wegen des 
Vorliegens eines sonstigen wichtigen Grundes verhindert, an der Beratung und 
Beschlussfassung über bestimmte Tagesordnungspunkte oder an einer oder 
mehreren Sitzung(en) des Gemeinderates teilzunehmen, so hat es dies unter 
Angabe des Grundes unverzüglich dem Bürgermeister bekannt zu geben 
unverzüglich dem Bürgermeister schriftlich bekannt zu geben und seine 
Vertretung zu veranlassen. 

 

§ 20a unverändert. 

§ 21 

Vorsitz und Sitzungspolizei 

(1) Den Vorsitz im Gemeinderat führt der Bürgermeister. Er leitet die 
Verhandlungen und handhabt die Geschäftsordnung. 

(2) Der Bürgermeister hat dafür zu sorgen, daß nur solche Angelegenheiten 
der Beratung und Beschlußfassung des Gemeinderates unterzogen werden, die 
in den Wirkungskreis des Gemeinderates fallen. 

(3) Abordnungen dürfen zu den Sitzungen nicht zugelassen werden. 

(4) Wird die Beratung des Gemeinderates von den Zuhörern gestört, so 
kann der Bürgermeister die Ruhestörer nach vorheriger Mahnung aus dem 
Sitzungssaal verweisen oder den Zuhörerraum räumen lassen. Wird die 
Beratung des Gemeinderates von den Zuhörern gestört, so kann der 
Bürgermeister die Ruhestörer nach vorheriger erfolgloser Ermahnung aus dem 
Sitzungssaal entfernen oder den Zuhörerraum räumen lassen. Falls andauernde 
Störungen eine geordnete Beratung unmöglich machen, kann der Bürgermeister 
die Sitzung auf bestimmte Zeit unterbrechen oder schließen. 

§ 21a 

Aktuelle Stunde 

(1) Am Beginn der Sitzungen des Gemeinderates findet eine Aktuelle 
Stunde statt, in der jeweils ein Thema von stadtpolitischer Bedeutung ohne 
Beschlussfassung debattiert wird. 

(2) Das Recht, für die Aktuelle Stunde ein Thema vorzugeben, kommt am 
Beginn der Funktionsperiode der nach der Wahl zum Gemeinderat 
stimmenschwächsten Gemeinderatspartei zu. In den folgenden Sitzungen 
wechselt das Recht zur Themenvorgabe im Rotationsprinzip von der 
stimmenschwächsten zur nächst stimmenstärkeren Gemeinderatspartei usw.  

(3) Die Geschäftsordnung (§ 27) hat Regelungen über die Redezeit zu 
treffen. Dabei ist vorzusehen, dass die eine Hälfte der Redezeit zu gleichen 
Teilen auf die Gemeinderatsparteien und die andere Hälfte der Redezeit 
verhältnismäßig auf die Klubs nach der Anzahl ihrer Mitglieder und die nicht 
einem Klub angehörenden Gemeinderatsmitglieder aufzuteilen ist.  
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(4) Wurde eine Sitzung des Gemeinderates nach § 20 Abs. 1 dritter Satz 
einberufen, so findet keine Aktuelle Stunde statt. 

(4) In der konstituierenden Sitzung findet keine Aktuelle Stunde statt. 
Darüber hinaus findet keine Aktuelle Stunde statt, wenn die Sitzung 

 a) vom Bürgermeister aus besonderem Anlass oder zur Behandlung 
dringender Angelegenheiten, 

 b) nach § 20 Abs. 1 dritter Satz oder 

 c) ausschließlich zur Festsetzung des Voranschlages 

einberufen wurde. 

(5) Der Bürgermeister kann nach Anhörung des Obleuterates die Aktuelle 
Stunde von der Tagesordnung des Gemeinderates absetzen. 

§ 21b 

Enqueten 

(1) Der Gemeinderat kann auf Antrag von mindestens vierzehn seiner 
Mitglieder die Abhaltung einer Enquete (Einholung schriftlicher Äußerungen 
sowie Anhörung von Sachverständigen und anderer Auskunftspersonen) über 
Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Stadt, die seiner 
Beschlussfassung obliegen, beschließen. Die Enquete ist innerhalb von zwei 
Monaten ab der Beschlussfassung abzuhalten. Sie dient der Information der 
Mitglieder des Gemeinderates. Beschlüsse dürfen nicht gefasst werden. 

(1) Über Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Stadt ist eine 
Enquete (Einholung schriftlicher Äußerungen sowie Anhörung von 
Sachverständigen und anderer Auskunftspersonen) abzuhalten, wenn dies der 
Gemeinderat auf Antrag eines Mitgliedes des Gemeinderates beschließt. Die 
Enquete ist innerhalb von sechs Monaten ab der Beschlussfassung abzuhalten. 
Sie dient der Information der Mitglieder des Gemeinderates. Beschlüsse dürfen 
nicht gefasst werden. 

(2) Der schriftliche Antrag auf Abhaltung einer Enquete hat jedenfalls den 
Gegenstand, den Teilnehmerkreis, die für schriftliche Gutachten und 
Sachverständige zu erwartenden Kosten sowie einen Terminvorschlag zu 
enthalten. 

(3) Enqueten sind öffentlich, sofern der Gemeinderat bei der 
Beschlussfassung über die Enquete nichts anderes beschließt. Die Enquete steht 
unter dem Vorsitz des Bürgermeisters. 

§ 22 

Beschlussfähigkeit, Abstimmungsverfahren 

(1) Der Gemeinderat ist, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, 
beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Ist der 
Gemeinderat bei einem Tagesordnungspunkt nicht beschlussfähig, so ist dieser 
Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung der nächsten Gemeinderatssitzung 
zu setzen. Ist der Gemeinderat auch bei der neuerlichen Behandlung des 
betreffenden Verhandlungsgegenstandes nicht beschlussfähig, so gilt der 
Verhandlungsgegenstand als erledigt. 

(2) Zu einem gültigen Beschluss des Gemeinderates ist, soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist, die Mehrheit der Stimmen der anwesenden 
Mitglieder erforderlich. Mitglieder, die sich der Stimmabgabe zu einem Antrag 
enthalten wollen, haben dies vor Beginn der Abstimmung dem Vorsitzenden 
anzuzeigen. Bei der Abstimmung zählen sie als nicht anwesend. Bei 
Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

(3) Die Abstimmung ist mündlich und nur, wenn es der Gemeinderat 
besonders beschließt, namentlich, mit Stimmzetteln oder unter Anwendung 
elektronischer Hilfsmittel durchzuführen. Wahlen sind mit Stimmzetteln 
durchzuführen, wenn der Gemeinderat nichts anderes beschließt. Bei 
mündlicher Abstimmung gibt der Vorsitzende seine Stimme zuletzt ab. 

§ 23 

Befangenheit von Gemeinderatsmitgliedern 

Kommt im Gemeinderat ein Gegenstand zur Verhandlung, in dem ein 
Gemeinderatsmitglied in sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen des 
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, BGBl. Nr. 51, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 58/2018, als befangen anzusehen ist, so 
hat es vor Beginn der Verhandlung dieses Gegenstandes für die Dauer der 
Beratung und der Beschlußfassung den Sitzungssaal zu verlassen. Es ist jedoch 
verpflichtet, auf Verlangen des Gemeinderates zur Erteilung von Auskünften zu 
erscheinen. 

§ 23 

Befangenheit 

(1) Die Mitglieder der Kollegialorgane der Stadt sind, ausgenommen bei 
der Durchführung von Wahlen, von der Beratung und Beschlussfassung über 
einen Verhandlungsgegenstand ausgeschlossen: 
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 a) in den Angelegenheiten, an denen sie selbst oder einer ihrer 
Angehörigen im Sinn des § 36a des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 beteiligt sind, 

 b) in den Angelegenheiten, in denen sie als Bevollmächtigte einer Partei 
bestellt waren oder noch bestellt sind, 

 c) wenn sonstige wichtige Gründe vorliegen, die geeignet sind, ihre volle 
Unbefangenheit in Zweifel zu ziehen. 

(2) Befangenheit liegt nicht vor, wenn der Verhandlungsgegenstand oder 
die Amtshandlung die Interessen einer Bevölkerungs- oder Berufsgruppe 
berührt und das Mitglied des Kollegialorganes die Interessen lediglich als deren 
Angehöriger zu vertreten hat. 

(3) Befangene Personen haben ihre Befangenheit selbst wahrzunehmen. Im 
Zweifel hat das Kollegialorgan zu entscheiden, ob ein Befangenheitsgrund 
vorliegt. 

(4) Auch eine befangene Person hat auf Verlangen des Kollegialorganes an 
der Beratung zur Erteilung von Auskünften teilzunehmen. 

(5) Die Befangenheitsgründe nach Abs. 1 gelten auch für den 
Bürgermeister und für die Besorgung von Angelegenheiten nach § 35a und 
§ 35b. Bei Gefahr im Verzug hat jedoch auch das befangene Organ die 
unaufschiebbaren Amtshandlungen selbst vorzunehmen. 

(6) Durch die Abs. 1 bis 5 werden verwaltungs- und 
abgabenverfahrensrechtliche Vorschriften über die Befangenheit von Organen 
nicht berührt. 

 

§§ 24 und 25 unverändert. 

§ 26 

Niederschrift über die Sitzungen des Gemeinderates 

(1) Über jede Sitzung des Gemeinderates ist eine Niederschrift 
aufzunehmen. Die Niederschrift hat zu enthalten: 

 a) den Tag, den Beginn und das Ende der Sitzung, 

 b) die Namen des Vorsitzenden, der übrigen anwesenden und der 
entschuldigt und unentschuldigt ferngebliebenen Mitglieder des 
Gemeinderates, 

 c) die Tagesordnung und 

 d) den wesentlichen Verlauf der Beratungen, insbesondere alle in der 
Sitzung gestellten Anträge und die darüber gefassten Beschlüsse 
unter Anführung des Abstimmungsergebnisses. 

(2) Mitglieder des Gemeinderates, die einem Beschluss nicht zugestimmt 
haben, können verlangen, dass dies in der Niederschrift festgehalten wird. 

(3) Wurde die Öffentlichkeit von einer Sitzung des Gemeinderates oder von 
einzelnen Teilen ausgeschlossen, so darf die Niederschrift von den Angaben 
nach Abs. 1 lit. d nur den Wortlaut der gefassten Beschlüsse enthalten. Das 
Weitere ist in einer gesonderten Niederschrift festzuhalten. 

(4) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu 
unterfertigen. 

(5) Jedermann kann während der Amtsstunden des Stadtmagistrats in die 
Niederschrift Einsicht nehmen. Die Einsichtnahme in die gesonderte 
Niederschrift ist auf die Mitglieder des Gemeinderates beschränkt. Mit 
Ausnahme der gesonderten Niederschrift ist die Veröffentlichung der 
Niederschrift im Internet zulässig. 

§ 27 

Geschäftsordnung 

(1) Der Gemeinderat hat die Einberufung und den Geschäftsgang der 
Sitzungen des Gemeinderates, des Stadtsenates und der Ausschüsse in einer 
Geschäftsordnung zu regeln. 

(2) Die Geschäftsordnung ist vom Gemeinderat mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder zu beschließen.  

(3) In der Geschäftsordnung sind insbesondere nähere Bestimmungen über 
Anträge und Anfragen, über Petitionen, über die Aktuelle Stunde, über 
Enqueten, über die Verhandlungsleitung, über die Wortmeldungen, über die 
Redezeit, über die Art der Abstimmung, über die Beiziehung von Bediensteten 
der Stadt und Vertretern von Unternehmungen, an denen die Stadt beteiligt ist, 
zu Sitzungen, über die Klubs und den Obleuterat und über den Geschäftsgang 
der Sitzungen der Ausschüsse zu treffen. In der Geschäftsordnung ist 
insbesondere vorzusehen, dass 

 a) jedem Mitglied des Gemeinderates das Recht zukommt, Anträge 
einzubringen, 

 b) Anträge nur Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der 
Stadt betreffen dürfen, 
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 c) Anträge, die einen finanziellen Aufwand verursachen, der im 
Voranschlag nicht oder nicht in dieser Höhe vorgesehen ist, eines 
Bedeckungsvorschlages bedürfen und 

 d) Anträge jedenfalls zurückzuweisen sind, wenn sie auf Maßnahmen 
gerichtet sind, die gegen Unions-, Bundes- oder Landesrecht 
verstoßen. 

(4) In der Geschäftsordnung ist ferner die Möglichkeit vorzusehen, 
dringende Anfragen bzw. Anträge zu stellen. Dabei ist auch zu regeln, welchen 
Voraussetzungen diese in Bezug auf ihre Einbringung und Unterstützung zu 
entsprechen haben und in welcher Weise ihre Erledigung zu erfolgen hat. 

§ 28 

Stadtsenat 

(1) Der Stadtsenat ist zur Vorberatung in allen der Beschlußfassung des 
Gemeinderates unterliegenden Angelegenheiten berufen, soweit dafür nicht 
besondere Ausschüsse bestellt sind oder der Gemeinderat die Angelegenheit 
nicht unmittelbar in Behandlung nimmt. 

(2) Unbeschadet der ihm sonst noch zukommenden Aufgaben ist der 
Stadtsenat weiters zur selbständigen Beschlußfassung in folgenden 
Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches berufen: 

 a) die Anstellung und die Beförderung von Beamten, die Kündigung 
von provisorischen Dienstverhältnissen, die Entscheidung über die 
Annahme einer Dienstentsagung von Beamten sowie die Bestellung, 
die Enthebung oder die Versetzung des Magistratsdirektors, der 
Abteilungsleiter (Direktoren) und der Amtsvorstände; 

 b) die Erklärung des Verzichtes der Stadt auf das Recht zur Kündigung 
von Dienstverträgen von Vertragsbediensteten, die Zuerkennung von 
Ruhe- und Versorgungsgeldern an Vertragsbedienstete, soweit dies 
nicht auf Grund von Beschlüssen des Gemeinderates geschieht, 
sowie die Kündigung von Vertragsbediensteten, deren 
Dienstverhältnis ununterbrochen mindestens fünf Jahre gedauert hat; 

 c) die Einleitung und die Fortsetzung eines Rechtsstreites, soweit im § 
37 Abs. 2 lit. b nichts anderes bestimmt ist, die Erhebung von 
Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen sowie der Abschluss eines 
gerichtlichen oder außergerichtlichen Vergleichs bis zu einem 
Vergleichsinteresse von 100.000,– Euro; 

 d) die Erhebung von Beschwerden an die Verwaltungsgerichte, die 
Erhebung von Revisionen an den Verwaltungsgerichtshof, die 
Erhebung von Beschwerden und Klagen an den 
Verfassungsgerichtshof sowie die Stellung von Anträgen an den 
Verfassungsgerichtshof nach Art. 139 Abs. 1 zweiter Satz B-VG; 

 e) die Ausübung der Vorschlags-, Ernennungs-, Entsendungs- und 
Bestätigungsrechte der Stadt sowie die Abgabe von Äußerungen und 
Stellungnahmen der Stadt; 

 f) die Veräußerung und der Erwerb von Liegenschaften bis zu einem 
Preis (Tauschwert) von 100.000,- Euro; 

 g) die Aufnahme und die Gewährung von Darlehen und die Übernahme 
von Haftungen bis zu einer Darlehens- oder Haftungssumme von 
100.000,– Euro; 

 h) die Belastung von Liegenschaften bis zu einer Höhe von 100.000,- 
Euro; 

 i) die Veräußerung von Wertpapieren bis zu einem Nennwert von 
100.000,- Euro; 

 j) die Bewilligung von Mittelverwendungen, die im Voranschlag nicht, 
nicht in dieser Höhe oder nicht für diesen Zweck vorgesehen sind, 
im Rahmen der vom Gemeinderat erteilten Ermächtigung, höchstens 
jedoch bis zu 50.000,- Euro; 

 k) der Verzicht auf Pfandrechte, Dienstbarkeiten und Reallasten sowie 
Vorrangeinräumungen bis zu einem Betrag von 100.000,- Euro; 

 l) die Abgabe von Erbserklärungen und die Annahme von 
Vermächtnissen und Schenkungen; 

 m) die gänzliche oder teilweise Abschreibung uneinbringlicher oder 
ungeklärter Forderungen und die Nachsicht von Mängelersätzen bis 
zu einem Wert von 50.000,- Euro; 

 n) die Vergabe von Subventionen von mehr als 3.000,– Euro bis 
höchstens 10.000,– Euro je Einzelfall und Finanzjahr; 

 o) der Abschluß und die Auflösung von Bestandverträgen und von 
Mietfinanzierungsverträgen (Leasingverträgen), die für die Stadt 
keine Verpflichtung zum Kauf des Vertragsgegenstandes begründen, 
soweit der jährliche Bestandzins bzw. das jährliche Leasingentgelt 
netto 100.000,- Euro nicht übersteigt; 
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 p) der Abschluß von Verträgen im Rahmen der vom Gemeinderat 
genehmigten Mittel; 

 q) der Abschluß anderer als der genannten Verträge bis zu einem 
Leistungsumfang von 50.000,- Euro, ausgenommen jedoch 
Baurechtsverträge; 

 r) die Einbringung von Bauansuchen nach § 29 der Tiroler 
Bauordnung 2018, LGBl. Nr. 28, in der jeweils geltenden Fassung, 
bei einem veranschlagten Wert des Bauvorhabens von höchstens 
500.000,– Euro; 

 s) die Entsendung von Vertretern der Stadt in Organe von juristischen 
Personen, an denen die Stadt beteiligt ist, sowie, unter Einhaltung der 
zivil- und gesellschaftsrechtlichen Vorschriften und nur, soweit die 
Ausübung von Eigentümerbefugnissen betroffen ist, die Festlegung 
der grundsätzlichen Haltung dieser Vertreter bei Beratungen und 
Abstimmungen. 

(2) Unbeschadet der ihm sonst noch zukommenden Aufgaben ist der 
Stadtsenat weiters zur selbstständigen Beschlussfassung in folgenden 
Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches berufen: 

 a) die Anstellung und die Beförderung von Beamten, die Kündigung von 
provisorischen Dienstverhältnissen, die Entscheidung über die 
Annahme einer Dienstentsagung von Beamten sowie die Bestellung, die 
Enthebung oder die Versetzung des Magistratsdirektors, des 
Magistratsdirektor-Stellvertreters, der Abteilungsleiter (Direktoren), 
der Abteilungsleiter-Stellvertreter und der Amtsvorstände; 

 b) die Genehmigung von Sonderverträgen für Vertragsbedienstete, die 
Anstellung von Vertragsbediensteten der Entlohnungsgruppe a nach 
§ 37 des Innsbrucker Vertragsbedienstetengesetzes, LGBl. 
Nr. 35/2003, in der jeweils geltenden Fassung, die Erklärung des 
Verzichtes der Stadt auf das Recht zur Kündigung von Dienstverträgen 
von Vertragsbediensteten, die Zuerkennung von Ruhe- und 
Versorgungsgeldern an Vertragsbedienstete, soweit dies nicht auf 
Grund von Beschlüssen des Gemeinderates geschieht, sowie die 
Kündigung von Vertragsbediensteten, deren Dienstverhältnis 
ununterbrochen mindestens fünf Jahre gedauert hat; 

 c) die Einleitung und die Fortsetzung eines Rechtsstreites, soweit im § 37 
Abs. 2 lit. b nichts anderes bestimmt ist, die Erhebung von 
Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen sowie der Abschluss eines 

gerichtlichen oder außergerichtlichen Vergleichs bis zu einem 
Vergleichsinteresse von 100.000,– Euro; die Einleitung und die 
Fortsetzung eines Rechtsstreites, soweit im § 37 Abs. 2 lit. b, nichts 
anderes bestimmt ist, die Erhebung von Rechtsmitteln und 
Rechtsbehelfen sowie der Abschluss eines gerichtlichen oder 
außergerichtlichen Vergleichs bis zu einem Vergleichsinteresse von 
150.000,– Euro; 

 d) die Erhebung von Beschwerden an die Verwaltungsgerichte, die 
Erhebung von Revisionen an den Verwaltungsgerichtshof, die 
Erhebung von Beschwerden und Klagen an den Verfassungsgerichtshof 
sowie die Stellung von Anträgen an den Verfassungsgerichtshof nach 
Art. 139 Abs. 1 zweiter Satz B-VG; 

 e) die Ausübung der Vorschlags-, Ernennungs-, Entsendungs- und 
Bestätigungsrechte der Stadt sowie die Abgabe von Äußerungen und 
Stellungnahmen der Stadt; 

 f) die Veräußerung und der Erwerb von Liegenschaften bis zu einem Preis 
(Tauschwert) von 150.000,- Euro; 

 g) die Aufnahme und die Gewährung von Darlehen und die Übernahme 
von Haftungen bis zu einer Darlehens- oder Haftungssumme von 
150.000,– Euro; 

 h) die Belastung von Liegenschaften bis zu einer Höhe von 150.000,- 
Euro; 

 i) die Veräußerung von Wertpapieren bis zu einem Nennwert von 
150.000,- Euro; 

 j) die Bewilligung von Mittelverwendungen, die im Voranschlag nicht, 
nicht in dieser Höhe oder nicht für diesen Zweck vorgesehen sind, im 
Rahmen der vom Gemeinderat erteilten Ermächtigung, höchstens 
jedoch bis zu 70.000,- Euro; 

 k) der Verzicht auf Pfandrechte, Dienstbarkeiten und Reallasten sowie 
Vorrangeinräumungen bis zu einem Betrag von 150.000,- Euro; 

 l) die Abgabe von Erbserklärungen und die Annahme von 
Vermächtnissen und Schenkungen; 

 m) die gänzliche oder teilweise Abschreibung uneinbringlicher oder 
ungeklärter Forderungen und die Nachsicht von Mängelersätzen bis zu 
einem Wert von 100.000,- Euro; 
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 n) die Vergabe von Subventionen von mehr als 3.000,– Euro bis höchstens 
15.000,– Euro je Einzelfall und Finanzjahr; 

 o) der Abschluss und die Auflösung von Bestandverträgen und von 
Mietfinanzierungsverträgen (Leasingverträgen), die für die Stadt keine 
Verpflichtung zum Kauf des Vertragsgegenstandes begründen, soweit 
der jährliche Bestandzins bzw. das jährliche Leasingentgelt netto 
150.000,- Euro nicht übersteigt; 

 p) der Abschluss von Verträgen im Rahmen der vom Gemeinderat 
genehmigten Mittel; 

 q) der Abschluss anderer als der genannten Verträge bis zu einem 
Leistungsumfang von 100.000,- Euro, ausgenommen jedoch 
Baurechtsverträge; 

 r) die Einbringung von Bauansuchen nach § 29 der Tiroler 
Bauordnung 2022, LGBl. Nr. 44, in der jeweils geltenden Fassung, bei 
einem veranschlagten Wert des Bauvorhabens von höchstens 
1.000.000,– Euro; 

 s) die Entsendung von Vertretern der Stadt in Organe von juristischen 
Personen, an denen die Stadt beteiligt ist, sowie, unter Einhaltung der 
zivil- und gesellschaftsrechtlichen Vorschriften und nur, soweit die 
Ausübung von Eigentümerbefugnissen betroffen ist, die Festlegung der 
grundsätzlichen Haltung dieser Vertreter bei Beratungen und 
Abstimmungen; 

 t) die Entscheidung über die Durchführung einer dialogorientierten 
Bürgerbeteiligung; 

 u) die Bewilligung und der Entzug der Bewilligung der Führung oder 
Verwendung des Stadtwappens; 

 v) die Zustimmung zur Erlassung und Änderung der Geschäftseinteilung 
und der Geschäftsordnung des Stadtmagistrats nach § 38 Abs. 2 und 3. 

§ 29 

Geschäftsgang 

(1) Der Stadtsenat tritt auf Einberufung des Bürgermeisters nach Bedarf 
zusammen. Die Einladung ist allen Mitgliedern zeitgerecht unter Bekanntgabe 
der Tagesordnung zuzustellen. Der Gemeinderat hat zu bestimmen, ob die 
Mitglieder des Stadtsenates im Fall ihrer Verhinderung in den Sitzungen durch 
Ersatzmitglieder zu vertreten sind. Dem Ersatzmitglied für den Bürgermeister 
oder für die Bürgermeister-Stellvertreter bzw. die amtsführenden Stadträte 

kommen jedoch nur die Befugnisse eines weiteren stimmberechtigten 
Mitgliedes des Stadtsenates zu. 

(2) Der Stadtsenat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner 
Mitglieder, darunter der Bürgermeister oder einer der Bürgermeister-
Stellvertreter, anwesend sind. Der Bürgermeister führt den Vorsitz. Die 
Abstimmungen sind mündlich. Der Stadtsenat beschließt mit Stimmenmehrheit 
der anwesenden Mitglieder. Mitglieder, die sich der Stimmabgabe zu einem 
Antrag enthalten wollen, haben dies vor Beginn der Abstimmung dem 
Vorsitzenden anzuzeigen. Bei der Abstimmung zählen sie als nicht anwesend. 
Der Vorsitzende gibt seine Stimme zuletzt ab. Bei Stimmengleichheit gilt ein 
Antrag als abgelehnt. 

(3) Die Befangenheit von Mitgliedern des Stadtsenates richtet sich nach den 
Vorschriften über die Befangenheit von Mitgliedern des Gemeinderates. Ist die 
Mehrheit der Mitglieder des Stadtsenates in einer Angelegenheit befangen, so 
geht die Beschlußfassung auf den Gemeinderat über. 

(1) Der Stadtsenat tritt auf Einberufung des Bürgermeisters nach Bedarf 
zusammen. Die Einladung ist allen Mitgliedern zeitgerecht unter Bekanntgabe 
der Tagesordnung zuzustellen. Der Gemeinderat hat zu bestimmen, ob die 
Mitglieder des Stadtsenates im Fall ihrer Verhinderung in den Sitzungen durch 
Ersatzmitglieder zu vertreten sind. Dem Ersatzmitglied für den Bürgermeister 
oder für die Bürgermeister-Stellvertreter bzw. die amtsführenden Stadträte 
kommen jedoch nur die Befugnisse eines weiteren stimmberechtigten 
Mitgliedes des Stadtsenates zu. Ist ein Mitglied des Stadtsenates aus einem 
wichtigen Grund verhindert, so hat es dies schriftlich unter Angabe des Grundes 
unverzüglich dem Bürgermeister bekannt zu geben. Die Vertretung durch das 
jeweilige Ersatzmitglied ist vom verhinderten Mitglied des Stadtsenates zu 
veranlassen. 

(2) Der Stadtsenat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner 
Mitglieder, darunter der Bürgermeister oder einer der Bürgermeister-
Stellvertreter, anwesend sind. Ist der Stadtsenat bei einem Tagesordnungspunkt 
nicht beschlussfähig, so ist dieser Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung 
der nächsten Stadtsenatssitzung zu setzen. Ist der Stadtsenat auch bei der 
neuerlichen Behandlung des betreffenden Verhandlungsgegenstandes nicht 
beschlussfähig, so gilt der Verhandlungsgegenstand als erledigt. Der 
Bürgermeister führt den Vorsitz. Die Abstimmungen erfolgen mündlich. Der 
Stadtsenat beschließt mit Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder. 
Mitglieder, die sich der Stimmabgabe zu einem Antrag enthalten wollen, haben 
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dies vor Beginn der Abstimmung dem Vorsitzenden anzuzeigen; bei der 
Abstimmung zählen sie als nicht anwesend. Der Vorsitzende gibt seine Stimme 
zuletzt ab. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

(3) Ist die Mehrheit der Mitglieder des Stadtsenates in einer Angelegenheit 
befangen (§ 23 Abs. 1), so geht die Zuständigkeit auf den Gemeinderat über. 

(4) Der Magistratsdirektor ist den Sitzungen mit beratender Stimme 
beizuziehen, wenn der Stadtsenat im Einzelfall nichts anderes beschließt. Die 
Beiziehung anderer sachkundiger Personen steht dem Vorsitzenden zu. Wird 
dem Bürgermeister von mindestens einem Drittel der Mitglieder des 
Stadtsenates spätestens 24 Stunden vor der Sitzung schriftlich die Beiziehung 
von leitenden städtischen Bediensteten oder von vertretungsbefugten Organen 
von Unternehmungen, an denen die Stadt mit mindestens 25 v.H. des Stamm-, 
Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist, vorgeschlagen, so hat der Bürgermeister 
diese Personen zur betreffenden Sitzung einzuladen. Abordnungen dürfen zu 
den Sitzungen nicht zugelassen werden. 

(5) Die Sitzungen des Stadtsenates sind nicht öffentlich. Die Beschlüsse 
sind in einer Niederschrift festzuhalten. Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden 
und vom Schriftführer zu unterfertigen. Das Recht der Einsichtnahme in die 
Niederschriften ist auf die Mitglieder des Gemeinderates beschränkt. 

(6) Die Mitglieder des Stadtsenates und die einer Stadtsenatssitzung 
beigezogenenen Personen sind zum Stillschweigen über die Einzelheiten der 
Beratung und der Abstimmung verpflichtet. 

(7) Mindestens zwei Mitglieder des Stadtsenates können begehren, dass ein 
Beschluss des Stadtsenates – außer in Personalangelegenheiten und in 
Angelegenheiten, die dem Stadtsenat vom Gemeinderat nach § 18 Abs. 2 erster 
Satz übertragen worden sind – dem Gemeinderat zur Entscheidung vorgelegt 
wird. Ein solches Begehren, das spätestens bis zum Schluß der Sitzung gestellt 
werden kann und in die Niederschrift aufzunehmen ist, hemmt den Vollzug des 
Beschlusses. Erfolgt kein Widerruf, so ist der Beschluß als Antrag des 
Stadtsenates ohne Verzug dem Gemeinderat vorzulegen. 

§§ 29a unverändert. 

§ 30 

Ausschüsse des Gemeinderates 

(1) Der Gemeinderat hat einen Kontrollausschuss (§ 74f), einen 
Unvereinbarkeitsausschuss (§ 5 des Gesetzes über das Verfahren in Fällen der 

Unvereinbarkeit, LGBl. Nr. 44/1999, in der jeweils geltenden Fassung) und 
einen Ausschuss für Finanzen und Subventionen einzurichten. Für einzelne 
Zweige der Verwaltung kann der Gemeinderat darüber hinaus ständige oder 
nichtständige Ausschüsse zur Vorberatung der Angelegenheiten, die der 
Beschlussfassung des Gemeinderates oder des Stadtsenates unterliegen, 
einrichten. Der Gemeinderat bestimmt die Anzahl der Mitglieder der 
Ausschüsse. 

(2) Der Vorsitzende eines Ausschusses kann sachkundige Personen, die 
nicht dem Gemeinderat angehören, mit beratender Stimme zu den Sitzungen 
beiziehen. Zur Berichterstattung über Anträge im Sinn des § 13 Abs. 4 kann er 
auch den Antragsteller einladen. Wird dem Vorsitzenden von mindestens einem 
Drittel der Mitglieder eines Ausschusses spätestens drei Werktage vor der 
Sitzung schriftlich die Beiziehung von leitenden städtischen Bediensteten oder 
von vertretungsbefugten Organen von Unternehmungen, an denen die Stadt mit 
mindestens 25 v.H. des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist, 
vorgeschlagen, so hat der Vorsitzende diese Personen zur betreffenden Sitzung 
einzuladen. 

(3) Die nicht in den Ausschüssen vertretenen Gemeinderatsparteien haben 
das Recht, aus ihrer Mitte je ein Mitglied namhaft zu machen, das berechtigt ist, 
an den Sitzungen der Ausschüsse als Zuhörer teilzunehmen. Ein Frage- oder 
Rederecht kommt diesen Personen nur zu, wenn dies der jeweilige Ausschuss 
beschließt. 

(4) Der Gemeinderat kann die Ausschüsse nach Abs. 1 zweiter Satz 
jederzeit auflösen. 

(5) Die Ausschüsse wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und dessen 
Stellvertreter. Diese können vom jeweiligen Ausschuss jederzeit wieder 
abgewählt werden. 

(6) Die Ausschüsse treten nach Bedarf zusammen. Ihre Einberufung obliegt 
dem Vorsitzenden; dazu ist aber auch der Bürgermeister berechtigt. An den 
Sitzungen von Ausschüssen, denen er nicht angehört, kann der Bürgermeister 
mit beratender Stimme teilnehmen. Ist ein Ausschussmitglied verhindert, so hat 
es dies unter Angabe des Grundes unverzüglich dem Vorsitzenden bekannt zu 
geben. Die Leitung der Sitzungen obliegt dem Vorsitzenden. Für Beschlüsse im 
Umlaufweg und die Durchführung von Sitzungen unter Verwendung 
technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung in Form einer 
Videokonferenz gilt § 29a sinngemäß. 
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(6) Die Ausschüsse treten nach Bedarf zusammen. Ihre Einberufung obliegt 
dem Vorsitzenden; zur Einberufung ist aber auch der Bürgermeister berechtigt. 
An den Sitzungen von Ausschüssen, denen er nicht angehört, kann der 
Bürgermeister mit beratender Stimme teilnehmen. Ist ein Ausschussmitglied 
verhindert, so hat es dies unter Angabe des Grundes unverzüglich dem 
Vorsitzenden bekannt zu geben und, falls von der jeweiligen 
anspruchsberechtigten Gemeinderatspartei ein Ersatzmitglied namhaft gemacht 
wurde, seine Vertretung durch dieses zu veranlassen. Die Leitung der Sitzungen 
obliegt dem Vorsitzenden. Für Beschlüsse im Umlaufweg und die Durchführung 
von Sitzungen unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und 
Bildübertragung in Form einer Videokonferenz gilt § 29a sinngemäß. Wird die 
Beratung des Ausschusses von Zuhörern im Sinn des Abs. 3 gestört, so kann der 
Vorsitzende den (die) Ruhestörer nach vorheriger erfolgloser Ermahnung aus 
dem Sitzungssaal verweisen oder entfernen lassen. Falls andauernde Störungen 
eine geordnete Beratung unmöglich machen, kann der Vorsitzende die Sitzung 
auf bestimmte Zeit unterbrechen oder schließen. 

(7) Der Geschäftsgang der Ausschüsse ist in der Geschäftsordnung (§ 27) 
näher zu regeln.  

 

§§ 31 bis 35b unverändert. 

§ 36 

Stadtmagistrat 

(1) Der Stadtmagistrat besteht aus dem Bürgermeister als Vorstand sowie 
dem Magistratsdirektor und den übrigen Bediensteten. 

(2) Die Leitung des inneren Dienstes des Stadtmagistrates obliegt dem 
Magistratsdirektor. Zum Magistratsdirektor darf nur ein rechtskundiger 
Bediensteter des Magistrats bestellt werden, der die Befähigung zur Ausübung 
des politischen Verwaltungsdienstes besitzen und mindestens fünf Jahre im 
höheren Verwaltungsdienst einer Gemeinde oder einer politischen Behörde in 
Tirol tätig gewesen sein muß. Er untersteht unmittelbar dem Bürgermeister. 

(3) Im Verhinderungsfall vertritt den Magistratsdirektor der dienstälteste 
rechtskundige Abteilungsleiter des Stadtmagistrates. Der Bürgermeister kann 
auch einen anderen rechtskundigen Bediensteten des Stadtmagistrates mit der 
Vertretung betrauen. 

(4) Der Magistratsdirektor, die Abteilungsleiter, die Abteilungsleiter-
Stellvertreter und die Amtsvorstände werden auf die Dauer von fünf Jahren 
bestellt. Weiterbestellungen sind zulässig. 

(3) Im Fall seiner Verhinderung vertritt den Magistratsdirektor der 
Magistratsdirektor-Stellvertreter, wenn jedoch auch dieser verhindert ist, der 
dienstälteste rechtskundige Abteilungsleiter des Stadtmagistrats. Sind auch 
letztere verhindert, so kann der Bürgermeister für die Dauer der Verhinderung 
des Magistratsdirektors, des Magistratsdirektor-Stellvertreters und aller 
rechtskundigen Abteilungsleiter einen anderen rechtskundigen Bediensteten des 
Stadtmagistrates mit der Vertretung des Magistratsdirektors betrauen. 

(4) Der Magistratsdirektor, der Magistratsdirektor-Stellvertreter, die 
Abteilungsleiter, die Abteilungsleiter-Stellvertreter und die Amtsvorstände 
werden auf die Dauer von fünf Jahren bestellt. Weiterbestellungen sind zulässig. 

§ 37 

Wirkungskreis des Stadtmagistrates 

(1) Der Stadtmagistrat hat alle Verwaltungsgeschäfte zu besorgen, die zur 
Erfüllung der den einzelnen Organen obliegenden Aufgaben erforderlich sind. 

(2) Überdies obliegt dem Stadtmagistrat 

 a) die Erlassung von Bescheiden in den Angelegenheiten des eigenen 
Wirkungsbereiches, sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, und 

 b) die Einleitung und die Fortsetzung eines in die Zuständigkeit der 
Bezirksgerichte fallenden Rechtsstreites; ausgenommen davon sind die 
Aufkündigung und die Einbringung einer Räumungsklage in bezug auf 
städtische Wohnungen. 

 b) die Einleitung und die Fortsetzung eines in die Zuständigkeit der 
Bezirksgerichte fallenden Rechtsstreites; ausgenommen davon sind die 
Aufkündigung und die Einbringung einer Räumungsklage in Bezug auf 
Wohnungen, bei denen der Stadt ein Zuweisungsrecht zusteht. 

§ 38 

Gliederung des Stadtmagistrates 

(1) Der Stadtmagistrat gliedert sich in Abteilungen, auf welche die 
Geschäfte nach ihrem Gegenstand und ihrem sachlichen Zusammenhang 
aufgeteilt werden. 
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(2) Die Zahl der Abteilungen und die Aufteilung der Geschäfte auf sie setzt 
der Bürgermeister in einer Geschäftseinteilung fest. Die Erlassung bzw. 
Änderung der Geschäftseinteilung bedarf der Zustimmung des Stadtsenates. 

(3) Das Nähere über den Geschäftsgang im Stadtmagistrat regelt der 
Bürgermeister in einer Geschäftsordnung. Darin ist insbesondere zu bestimmen, 
inwieweit der Magistratsdirektor, die Abteilungsleiter und andere Bedienstete 
des Stadtmagistrates zur Vertretung des Bürgermeisters berufen sind (§ 42 
Abs. 3). Die Erlassung bzw. Änderung der Geschäftsordnung bedarf der 
Zustimmung des Stadtsenates. 

§ 38a 

Städtische Organe der öffentlichen Aufsicht 

(1) Zur Mitwirkung an der Vollziehung  

 a) des § 8 Abs. 1 lit. d, e und f und Abs. 2 des Landes-Polizeigesetzes, 
LGBl. Nr. 60/1976, in der jeweils geltenden Fassung, 

 b) einer Verordnung der Stadt, die aufgrund des § 2 oder des § 6a Abs. 2a 
des Landes-Polizeigesetzes erlassen wurde, in Verbindung mit § 4 
Abs. 1 bzw. § 8 Abs. 1 lit. d des Landespolizeigesetzes,  

 c) des § 13a des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016, LGBl. 
Nr. 101/2016, und 

 d) der ortspolizeilichen Verordnungen der Stadt 

 c) des § 13a des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022, LGBl. Nr. 43/2022, 

 d) der §§ 7, 9 und 11 des Tiroler Abgabengesetzes, LGBl. Nr. 97/2009, 

 e) des § 16 des Tiroler Campinggesetzes 2001, LGBl. Nr. 37/2001, 

 f) des § 12 des Tiroler Aufenthaltsabgabegesetzes 2003, LGBl. 
Nr. 85/2003, und 

 g) der ortspolizeilichen Verordnungen der Stadt 

können vom Bürgermeister Aufsichtsorgane für das Gemeindegebiet bestellt 
werden. Die Bestellung hat mit schriftlichem Bescheid zu erfolgen. 

(2) Zu Aufsichtsorganen dürfen nur Personen bestellt werden, die 

 a) die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, 

 b) volljährig und entscheidungsfähig sowie verlässlich, körperlich und 
geistig geeignet sind und für die keine aufrechte Vertretung nach § 1034 
ABGB vorliegt, 

 c) über die zur ordnungsgemäßen Erfüllung der Aufgaben eines 
Aufsichtsorgans erforderlichen Kenntnisse der im Abs. 1 genannten 
Rechtsvorschriften sowie des Verwaltungsstrafgesetzes 1991verfügen, 

 d) über die Kenntnis ihrer Befugnisse und Pflichten als Aufsichtsorgan 
verfügen und 

 e) ihrer Bestellung zustimmen. 

(3) Als nicht verlässlich sind Personen anzusehen, die wegen einer 
vorsätzlichen, mit mehr als einjähriger Freiheitsstrafe bedrohten Handlung oder 
wegen einer strafbaren Handlung gegen fremdes Vermögen oder gegen die 
Sittlichkeit von einem Gericht verurteilt wurden, es sei denn, dass die 
Verurteilung getilgt ist oder der Beschränkung der Auskunft aus dem 
Strafregister nach den tilgungsrechtlichen Vorschriften unterliegt. 

(4) Die körperliche und geistige Eignung ist durch ein amtsärztliches 
Zeugnis nachzuweisen. 

(5) Die Kenntnisse nach Abs. 2 lit. c und d sind dem Bürgermeister 
anlässlich einer mündlichen Befragung nachzuweisen. 

 

§§ 38b bis 39a unverändert. 

 

§ 40 

Kundmachung und Anfechtbarkeit von 
Beschlüssen der Gemeindeorgane 

§ 40 

Kundmachung 

(1) Soweit im § 40a nichts anderes bestimmt ist, sind alle Beschlüsse und 
Verfügungen der Gemeindeorgane, die allgemein verbindliche Vorschriften 
enthalten, sowie alle an die Allgemeinheit gerichteten Mitteilungen an der 
Amtstafel durch zwei Wochen kundzumachen. Der Bürgermeister kann auch 
verfügen, daß solche Kundmachungen von den Hauseigentümern oder deren 
Beauftragten in allen Häusern an einem den Hausbewohnern zugänglichen Platz 
anzuschlagen sind. 
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(2) Die Beschlüsse und Verfügungen treten an dem der Kundmachung 
folgenden Tag in Kraft, wenn nichts anderes angeordnet ist. Die Kundmachung 
gilt als erlassen, wenn sie an der Amtstafel ausgehängt wird. 

(3) Wer sich durch solche Beschlüsse oder Verfügungen in seinen Rechten 
verletzt erachtet, kann innerhalb der Kundmachungsfrist beim Stadtmagistrat 
schriftlich Einspruch erheben. 

(4) Beschlüsse und Verfügungen der Gemeindeorgane, welche Pflichten 
und Rechte einzelner zum Gegenstand haben, sind diesen mit Bescheid 
mitzuteilen. 

 

§§ 40a bis 43 unverändert. 

 

§ 44 

Bürgerinitiative 

(1) Jedem wahlberechtigten Gemeindebürger steht es frei, in 
Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde, die in die 
Zuständigkeit des Gemeinderates fallen und nicht im § 43 Abs. 4 aufgezählt 
sind, die Vornahme einer bestimmten Maßnahme im Rahmen der bestehenden 
Gesetze und Verordnungen durch die Gemeinde zu beantragen 
(Bürgerinitiative). 

(2) Der Antrag muß schriftlich eingebracht werden, die betreffende 
Angelegenheit genau bezeichnen und von mindestens 200 wahlberechtigten 
Gemeindebürgern unterschrieben sein. 

(3) Entspricht eine Bürgerinitiative nicht den Erfordernissen nach Abs. 1 
und 2, so hat sie der Bürgermeister binnen zwei Wochen mit schriftlichem 
Bescheid abzuweisen. 

(4) Entspricht eine Bürgerinitiative den Erfordernissen nach Abs. 1 und 2, 
so hat der Bürgermeister binnen zwei Wochen die Einbringung der 
Bürgerinitiative unter Anführung ihres Wortlauts an der Amtstafel während 
zweier Wochen sowie überdies in ortsüblicher Weise mit dem Hinweis 
kundzumachen, dass es allen wahlberechtigten Gemeindebürgern freisteht, sich 
der Bürgerinitiative binnen vier Wochen vom Tag der Kundmachung an durch 
Eintragung ihres Familiennamens und Vornamens, ihres Geburtsdatums und 
ihrer Wohnadresse in eine bei der Stadt aufgelegte Liste anzuschließen. 

(5) Haben sich der Bürgerinitiative innerhalb der vierwöchigen Frist nicht 
2.000 wahlberechtigte Gemeindebürger angeschlossen, so hat der Bürgermeister 
binnen einer Woche die Bürgerinitiative unter Hinweis auf diesen Umstand mit 
schriftlichem Bescheid abzuweisen. 

§ 45 

Ausschreibung der Volksbefragung und der Bürgerinitiative 

(1) Beschließt der Gemeinderat die Durchführung einer Volksbefragung, 
so hat er gleichzeitig die Ausschreibung zu beschließen. 

(2) Hat eine Bürgerinitiative die Unterschrift von 2.000 wahlberechtigten 
Gemeindebürgern erreicht, so hat der Bürgermeister binnen einer Woche den 
Gemeinderat zur Ausschreibung der Abstimmung über die Bürgerinitiative 
durch die wahlberechtigten Gemeindebürger einzuberufen. 

(3) Die Volksbefragung bzw. die Abstimmung über die Bürgerinitiative ist 
spätestens innerhalb von zwei Monaten nach der Ausschreibung an einem 
Sonntag durchzuführen. 

(4) Der Tag der Volksbefragung bzw. der Abstimmung über eine 
Bürgerinitiative ist an der Amtstafel während zweier Wochen und überdies in 
ortsüblicher Weise kundzumachen. Dasselbe gilt für die zu beantwortende Frage 
bzw. für den Wortlaut der Bürgerinitiative. 

§ 46 

Durchführung der Volksbefragung  und der Bürgerinitiative 

Auf die Vorbereitung und Durchführung einer Volksbefragung oder einer 
Abstimmung über eine Bürgerinitiative sind die Bestimmungen der Innsbrucker 
Wahlordnung 2011 über die Vorbereitung und Durchführung der Wahl mit der 
Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass 

 a) der erste Tag der Kundmachung (§ 45 Abs. 4) jeweils als Tag der 
Wahlausschreibung und als Stichtag im Sinn der Innsbrucker 
Wahlordnung 2011 gilt, 

 b) an die Stelle des 20. bzw. 19. Tages nach dem Stichtag im Sinn des 
§ 25 Abs. 1 bzw. Abs. 2 der Innsbrucker Wahlordnung 2011 der 
siebte bzw. sechste Tag nach dem Stichtag tritt und  

 c) die §§ 26 und 27 der Innsbrucker Wahlordnung 2011 nicht 
anzuwenden sind. 
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Als Abstimmungsbehörden werden die nach der Innsbrucker Wahlordnung 
2011 im Amt befindlichen Wahlbehörden tätig. Die Abstimmungsbehörden sind 
bei der Besorgung dieser Aufgaben nicht an Weisungen gebunden. 
 

§ 47 

Ergebnis der Volksbefragung 

(1) Die Stimmzettel dürfen nur auf „Ja“ oder „Nein“ lauten. Anders 
bezeichnete Stimmzettel sind ungültig. Enthält ein Umschlag mehr als einen 
gültig ausgefüllten Stimmzettel und lauten diese Stimmzettel teils auf „Ja“, teils 
auf „Nein“, so sind alle Stimmzettel ungültig. Lauten die gültig ausgefüllten 
Stimmzettel alle auf „Ja“ oder alle auf „Nein“, so sind sie als ein Stimmzettel zu 
zählen. 

(2) Die der Volksbefragung zugrunde gelegte Frage gilt entweder als bejaht 
oder als verneint, wenn mehr als die Hälfte der Stimmberechtigten gültig jeweils 
mit „Ja“ oder mit „Nein“ gestimmt hat. 

(3) Jeder wahlberechtigte Gemeindebürger kann hinsichtlich der 
ziffernmäßigen Ermittlung des Abstimmungsergebnisses binnen einer Woche 
schriftlich einen Überprüfungsantrag an die Hauptwahlbehörde stellen. 

(4) Nach Ablauf der Frist für die Stellung eines Überprüfungsantrages 
(Abs. 3) sind das Ergebnis und der Gegenstand der Volksbefragung in die 
Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gemeinderates aufzunehmen. Ist die der 
Volksbefragung zugrunde gelegte Frage von mehr als der Hälfte der 
Stimmberechtigten gültig bejaht bzw. verneint worden, so hat der Gemeinderat 
in dieser Sitzung die zur Herstellung eines diesem Votum entsprechenden 
Rechtszustandes erforderlichen Beschlüsse zu fassen bzw. in die Wege zu leiten. 
Kommt der Gemeinderat dieser Verpflichtung in einer Angelegenheit des 
eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde aus dem Bereich der 
Landesvollziehung nicht oder nicht in vollem Umfang nach, so hat die 
Landesregierung die Auflösung des Gemeinderates zu verfügen und es ist 
binnen drei Monaten eine Neuwahl durchzuführen. Das Ergebnis der 
betreffenden Volksbefragung bindet den neugewählten Gemeinderat nicht mehr. 
Für den Fall der Auflösung des Gemeinderates gelten die Bestimmungen des 
§ 82 sinngemäß. 
 

§ 48 

Ergebnis der Abstimmung über eine Bürgerinitiative 

(1) Für die Ermittlung des Ergebnisses der Abstimmung über eine 
Bürgerinitiative gilt § 47 sinngemäß mit der Maßgabe, dass die Stimmzettel nur 
auf Unterstützung oder Keine Unterstützung lauten dürfen. 

(2) Nach Ablauf der Frist für die Stellung eines Überprüfungsantrages 
(Abs. 1 in Verbindung mit § 47 Abs. 3) sind das Ergebnis der Abstimmung über 
eine Bürgerinitiative und deren Gegenstand in die Tagesordnung der nächsten 
Sitzung des Gemeinderates aufzunehmen. 

(3) Hat eine Bürgerinitiative gültig die Unterstützung von mehr als der 
Hälfte der Stimmberechtigten erreicht, so hat der Gemeinderat in dieser Sitzung 
(Abs. 2) die zur Herstellung eines diesem Votum entsprechenden 
Rechtszustandes erforderlichen Beschlüsse zu fassen bzw. in die Wege zu leiten. 
Für den Fall, daß der Gemeinderat dieser Verpflichtung nicht oder nicht in 
vollem Umfang nachkommt, gilt § 47 Abs. 4 sinngemäß. 
 

§ 49 

Petitionen 

(1) Jeder Gemeindebewohner hat das Recht, in Angelegenheiten des 
eigenen Wirkungsbereiches der Stadt an den Gemeinderat Anliegen oder 
Beschwerden als Petitionen heranzutragen. 

(2) Petitionen im Sinn des Abs. 1 sind schriftlich und unterfertigt beim 
Stadtmagistrat einzubringen und dort zur Einsichtnahme durch die Mitglieder 
des Gemeinderates bereitzuhalten. 

§ 44 

Bürgerinitiative 

(1) Jedem wahlberechtigten Gemeindebürger steht es frei, in 
Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Stadt, die in die 
Zuständigkeit des Gemeinderates fallen und nicht im § 43 Abs. 4 angeführt sind, 
die Vornahme einer bestimmten Maßnahme im Rahmen der bestehenden 
Gesetze und Verordnungen durch die Stadt schriftlich zu beantragen 
(Bürgerinitiative). 

(2) Der Antrag muss 
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 a) eine Kurzbezeichnung aufweisen, aus der sich der wesentliche Inhalt 
der beantragten Maßnahme ergibt, 

 b) die beantragte Maßnahme detailliert beschreiben, 

 c) eine Begründung enthalten, aus sich die der Bürgerinitiative 
zugrundeliegenden Motive ergeben, 

 d) den Vor- und Familiennamen sowie die Adresse eines 
Bevollmächtigten, der den/die Antragsteller vertritt, enthalten, 

 e) von mindestens so vielen zum Gemeinderat Wahlberechtigten 
unterschrieben sein, wie die Wahlzahl (§ 73 Abs. 2 der Innsbrucker 
Wahlordnung 2011) bei der letzten Wahl des Gemeinderates betragen 
hat. 

Für das Vorliegen der Wahlberechtigung gilt der Tag des Einlangens des 
Antrages beim Stadtmagistrat als Stichtag. Die Mindestanzahl an Unterschriften 
nach lit. e ist jeweils nach der Wahl des Gemeinderates kundzumachen und über 
die rechtsverbindliche Kundmachung hinaus auf der Internetseite der Stadt 
bekannt zu machen. 

(3) Die Unterfertigung der Bürgerinitiative hat auf einer nach dem Muster 
der Anlage 3 erstellten Unterschriftenliste unter Eintragung des Familien- und 
Vornamens, des Geburtsdatums und der Adresse zu erfolgen. 

(4) Weist ein sonst vollständiger Antrag nicht bereits die Mindestzahl an 
Unterschriften (Abs. 1 lit. e, Abs. 3) auf, so hat der Bürgermeister dem 
Bevollmächtigten unverzüglich mit schriftlichem Bescheid eine Nachfrist von 
zwei Wochen zur Ergänzung der fehlenden Unterschriften zu setzen. Gegen 
diesen Bescheid ist kein Rechtsmittel zulässig. 

(5) Entspricht eine Bürgerinitiative nicht den Erfordernissen nach Abs. 1, 2 
und 3, so hat der Bürgermeister sie binnen zwei Wochen ab Einbringung des 
Antrages bzw. im Fall des Abs. 4 binnen zwei Wochen nach dem fruchtlosen 
Verstreichen der Nachfrist mit schriftlichem Bescheid abzuweisen. 

(6) Entspricht eine Bürgerinitiative den Erfordernissen nach Abs. 1, 2 und 
3, so hat der Bürgermeister binnen zwei Wochen ab Einbringung des 
vollständigen Antrages (Abs. 2) die Bürgerinitiative unter Anführung ihres 
Wortlauts mit dem Hinweis kundzumachen, dass es allen wahlberechtigten 
Gemeindebürgern freisteht, sich ihr binnen vier Wochen ab dem Tag der 
Kundmachung durch Eintragung des Familien- und Vornamens, des 
Geburtsdatums und der Adresse in eine beim Stadtmagistrat aufgelegte Liste 
anzuschließen. 

(7) Haben sich der Bürgerinitiative innerhalb der Frist nach Abs. 6 nicht so 
viele wahlberechtigte Gemeindebürger angeschlossen wie die fünffache 
Wahlzahl (§ 73 Abs. 2 der Innsbrucker Wahlordnung 2011) bei der letzten Wahl 
des Gemeinderates betragen hat, so hat der Bürgermeister die Bürgerinitiative 
binnen zwei Wochen mit schriftlichem Bescheid abzuweisen. 

§ 45 

Ausschreibung der Volksbefragung und der Abstimmung über die 
Bürgerinitiative 

(1) Beschließt der Gemeinderat die Durchführung einer Volksbefragung, 
so hat er gleichzeitig deren Ausschreibung zu beschließen. 

(2) Hat eine Bürgerinitiative die nach § 44 Abs. 7 erforderliche Anzahl an 
Unterschriften erreicht, so hat der Bürgermeister binnen zwei Wochen nach dem 
Ablauf der Frist nach § 44 Abs. 6 den Gemeinderat zu einer Sitzung über die 
Ausschreibung der Abstimmung über die Bürgerinitiative durch die 
wahlberechtigten Gemeindebürger einzuberufen. Der Beginn einer solchen 
Sitzung ist auf einen Tag innerhalb von drei Wochen nach dem Ablauf der Frist 
nach § 44 Abs. 6 festzusetzen. 

(3) Die Volksbefragung bzw. die Abstimmung über die Bürgerinitiative ist 
innerhalb von zwei Monaten nach der Ausschreibung an einem Sonntag 
durchzuführen. 

(4) Der Tag der Volksbefragung bzw. der Abstimmung über eine 
Bürgerinitiative ist kundzumachen. Dasselbe gilt für die zu beantwortende Frage 
bzw. für den Wortlaut der Bürgerinitiative. 

§ 46 

Durchführung der Volksbefragung und der Bürgerinitiative 

Auf die Vorbereitung und Durchführung einer Volksbefragung oder einer 
Abstimmung über eine Bürgerinitiative sind die Bestimmungen der Innsbrucker 
Wahlordnung 2011 über die Vorbereitung und Durchführung der Wahl mit der 
Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass 

 a) der (erste) Tag der Kundmachung (§ 45 Abs. 4) jeweils als Tag der 
Wahlausschreibung im Sinn der Innsbrucker Wahlordnung 2011 gilt, 

 b) bei der Volksbefragung und bei der Abstimmung über die 
Bürgerinitiative der (erste) Tag der Kundmachung (§ 45 Abs. 4) als 
Stichtag im Sinn der Innsbrucker Wahlordnung 2011 gilt, 
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 c) an die Stelle des 20. bzw. 19. Tages nach dem Stichtag im Sinn des § 25 
Abs. 1 bzw. Abs. 2 der Innsbrucker Wahlordnung 2011 der siebte bzw. 
sechste Tag nach dem Stichtag tritt und 

 d) die §§ 26 und 27 der Innsbrucker Wahlordnung 2011 nicht anzuwenden 
sind. 

Als Abstimmungsbehörden werden die nach der Innsbrucker 
Wahlordnung 2011 im Amt befindlichen Wahlbehörden tätig. Die 
Abstimmungsbehörden sind bei der Besorgung dieser Aufgaben nicht an 
Weisungen gebunden. 

§ 47 

Stimmzettel, Ergebnis der Volksbefragung 

(1) Die Stimmzettel dürfen nur auf „Ja“ oder „Nein“ lauten. Anders 
bezeichnete Stimmzettel sind ungültig. Enthält ein Umschlag mehr als einen 
gültig ausgefüllten Stimmzettel und lauten diese Stimmzettel teils auf „Ja“, teils 
auf „Nein“, so sind alle Stimmzettel ungültig. Lauten die gültig ausgefüllten 
Stimmzettel alle auf „Ja“ oder alle auf „Nein“, so sind sie als ein Stimmzettel zu 
zählen. 

(2) Die der Volksbefragung zugrunde gelegte Frage gilt als bejaht, wenn 
mehr als die Hälfte der Stimmberechtigten gültig mit „Ja“ gestimmt hat. Ist dies 
nicht der Fall, so gilt die der Volksbefragung zugrunde gelegte Frage als 
verneint. 

(3) Jeder wahlberechtigte Gemeindebürger kann hinsichtlich der 
ziffernmäßigen Ermittlung des Abstimmungsergebnisses binnen einer Woche 
nach dessen Kundmachung schriftlich einen Überprüfungsantrag an die 
Hauptwahlbehörde stellen. 

(4) Nach dem Ablauf der Frist für die Stellung eines Überprüfungsantrages 
(Abs. 3) sind das Ergebnis und, wenn die der Volksbefragung zugrunde liegende 
Frage bejaht wurde, auch der Gegenstand der Volksbefragung in die 
Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gemeinderates aufzunehmen. 

§ 48 

Stimmzettel, Ergebnis der Abstimmung über eine Bürgerinitiative 

(1) Für die Ermittlung des Ergebnisses der Abstimmung über eine 
Bürgerinitiative gilt § 47 sinngemäß mit der Maßgabe, dass die Stimmzettel nur 
auf „Unterstützung“ oder „Keine Unterstützung“ lauten dürfen. 

(2) Nach dem Ablauf der Frist für die Stellung eines Überprüfungsantrages 
(Abs. 1 in Verbindung mit § 47 Abs. 3) sind das Ergebnis der Abstimmung über 
eine Bürgerinitiative und, wenn die Stimmzettel mehrheitlich auf 
„Unterstützung“ lauten, der Gegenstand der Bürgerinitiative in die 
Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gemeinderates aufzunehmen. 

§ 49 

Petitionen 

(1) Jeder Gemeindebewohner hat das Recht, in Angelegenheiten des 
eigenen Wirkungsbereiches der Stadt an den Gemeinderat Anliegen oder 
Beschwerden als Petitionen heranzutragen. Petitionen sind schriftlich und 
unterfertigt beim Stadtmagistrat einzubringen. 

(2) Entspricht eine Petition den Erfordernissen nach Abs. 1, so ist sie 
jedenfalls im Stadtmagistrat zur Einsichtnahme durch die Mitglieder des 
Gemeinderates bereitzuhalten. 

(3) Petitionen, die 

 a) den Vor- und Familiennamen sowie die Adresse eines 
Bevollmächtigten, der den/die Petenten vertritt, enthalten, 

 b) von mindestens so vielen zum Gemeinderat Wahlberechtigten 
unterschrieben sein, wie die Wahlzahl (§ 73 Abs. 2 der Innsbrucker 
Wahlordnung 2011) bei der letzten Wahl des Gemeinderates betragen 
hat, 

sind zudem wie ein Antrag eines Mitgliedes des Gemeinderates im Gemeinderat 
zu behandeln und dem Gemeinderat spätestens in der übernächsten der 
Einbringung der Petition nachfolgenden Sitzung durch den Bürgermeister 
vorzulegen. Dies gilt nicht für Petitionen, die Wahlen der Gemeindeorgane, die 
Anstellung von Gemeindebediensteten und die Lösung ihres Dienstverhältnisses 
sowie sonstige Personalangelegenheiten, Abgabenangelegenheiten und die 
Festsetzung der Entgelte (Tarife) für die Benützung der öffentlichen 
Einrichtungen der Stadt oder ihrer wirtschaftlichen Unternehmungen, 
Willensäußerungen der Gemeinde als Trägerin von Privatrechten, aufgrund 
deren jemandem ein Recht erwachsen ist, oder behördliche Entscheidungen oder 
Verfügungen betreffen. 

(4) Die Unterfertigung der Petition nach Abs. 3 lit. b hat auf einer nach dem 
Muster der Anlage 4 erstellten Unterschriftenliste unter Eintragung des 
Familien- und Vornamens, des Geburtsdatums und der Adresse zu erfolgen. 
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(5) Für das Vorliegen der Wahlberechtigung gilt der Tag des Einlangens 
der Petition beim Stadtmagistrat als Stichtag. Die Mindestanzahl an 
Unterschriften nach Abs. 3 lit. b ist jeweils nach der Wahl des Gemeinderates 
kundzumachen und über die rechtsverbindliche Kundmachung hinaus auf der 
Internetseite der Stadt bekannt zu machen. 

 

§§ 50 bis 53 unverändert. 

§ 54 

Voranschlag, Ausgleich des Haushalts 

(1) Der Voranschlag ist die Grundlage der Gebarung der Stadt. Er ist nach 
den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu 
erstellen. 

(2) Für den Ergebnisvoranschlag ist zwischen der Summe der Erträge und 
der Summe der Aufwendungen unter Berücksichtigung von noch nicht 
ausgeglichenen Fehlbeträgen aus vorhergehenden Finanzjahren nach äußerster 
Möglichkeit ein Ausgleich herzustellen. 

(3) Die Liquidität der Stadt einschließlich der Finanzierung der 
Investitionen ist sicherzustellen. Zusätzlich ist im Finanzierungsvoranschlag der 
Haushaltsausgleich nur dann gegeben, wenn der Saldo der operativen Ein- und 
Auszahlungen ausreicht, um die Auszahlungen zur planmäßigen Tilgung von 
Darlehen zu decken. 

(4) Mittelfristig ist die Erhaltung des Nettovermögens im 
Vermögenshaushalt sicherzustellen. 

(5) Die Haushaltspläne der in der Verwaltung der Stadt stehenden 
selbstständigen Stiftungen und Fonds und die Wirtschaftspläne der 
wirtschaftlichen Unternehmungen bilden einen Bestandteil des Voranschlages 
der Stadt. 

(6) Dem Voranschlag sind der Dienstpostenplan und der Stellenplan 
beizugeben. Diese haben die im Voranschlagsjahr erforderlichen Dienstposten 
der Beamten sowie die Stellen der Vertragsbediensteten und der ständigen 
sonstigen Bediensteten auszuweisen. Dabei ist eine Gliederung der Dienstposten 
und Stellen nach den Gliederungsmerkmalen der städtischen 
Dienstrechtsvorschriften vorzunehmen. Dem Voranschlag ist der 
Dienstpostenplan beizugeben. Dieser hat die im Voranschlagsjahr 
erforderlichen Dienstposten der Beamten, der Vertragsbediensteten und der 

ständigen sonstigen Bediensteten auszuweisen. Dabei ist eine Gliederung der 
Dienstposten nach den Gliederungsmerkmalen der städtischen 
Dienstrechtsvorschriften vorzunehmen. Soweit Empfänger von Ruhe- und 
Versorgungsgenüssen vorhanden sind, ist zusätzlich ein Nachweis über die 
Pensionen und sonstigen Ruhebezüge einschließlich der dem Voranschlag 
zugrunde gelegten Anzahl der Ruhe- und Versorgungsgenussempfänger 
anzuschließen. 

§ 57 

Festsetzung des Voranschlages 

(1) Der Bürgermeister hat dem Gemeinderat spätestens bis zum 
15. November bis Ende November den Entwurf des Voranschlages für das 
kommende Finanzjahr vorzulegen. Vor der Vorlage an den Gemeinderat ist der 
Entwurf durch zwei Wochen im Stadtmagistrat zur allgemeinen Einsicht 
aufzulegen. Die Auflegung ist öffentlich kundzumachen. Innerhalb der 
Auflagefrist können die Gemeindebewohner gegen den Entwurf beim 
Stadtmagistrat schriftlich Einwendungen erheben. Gleichzeitig kann der 
Bürgermeister dem Gemeinderat auch den Entwurf des Voranschlages für das 
nächstfolgende Finanzjahr vorlegen. 

(2) Mit dem Beginn der Auflagefrist ist jeder Gemeinderatspartei der 
Entwurf des Voranschlages im Weg der automationsunterstützten 
Datenübertragung zu übermitteln. Auf schriftliches Verlangen der jeweiligen 
Gemeinderatspartei ist eine Ausfertigung in Papierform zur Verfügung zu 
stellen. 

(3) Der Gemeinderat hat die Einwendungen bei der Beratung über den 
Voranschlag zu behandeln. 

(4) Der Gemeinderat hat den Voranschlag bis längstens 31. Dezember 
festzusetzen. Ist die rechtzeitige Festsetzung nicht möglich, so hat der 
Bürgermeister die Landesregierung unter Angabe der Gründe davon 
unverzüglich zu verständigen. Gleichzeitig mit der Festsetzung des 
Voranschlags hat der Gemeinderat über die Erhebung der darin vorgesehenen 
Abgaben zu beschließen. 

(5) Der Beschluss des Gemeinderates über die Festsetzung des 
Voranschlages ist nach § 40 Abs. 1 kundzumachen. Der Voranschlag ist 
unverzüglich der Landesregierung im Weg der automationsunterstützten 
Datenübertragung zu übermitteln. Weiters ist jeder Gemeinderatspartei eine 
Ausfertigung des Voranschlages im Weg der automationsunterstützten 



18 

 

 

Datenübertragung zu übermitteln. Auf schriftliches Verlangen der 
Landesregierung bzw. der jeweiligen Gemeinderatspartei sind Ausfertigungen 
in Papierform zur Verfügung zu stellen. 

(6) Die Stadt hat die im § 5 der Voranschlags- und 
Rechnungsabschlussverordnung 2015 genannten Bestandteile des Voranschlags 
barrierefrei und ohne Angabe schützenswerter personenbezogener 
Informationen auf der Internetseite der Stadt zur Verfügung zu stellen. 

 

§§ 58 bis 61 unverändert. 

§ 62 

Mittelverwendungen in dringenden Fällen 

In Fällen äußerster Dringlichkeit, in denen die vorherige Einholung eines 
Beschlusses des zuständigen Gemeindeorgans über eine im Voranschlag nicht 
oder nicht in ausreichender Höhe vorgesehene Mittelverwendungen ohne 
schwere Schädigung der Stadt nicht möglich ist, darf der Bürgermeister die 
Mittelverwendungen im unvermeidlichen Ausmaß leisten. Er hat aber davon 
ohne Verzug das zur Beschlussfassung zuständige Gemeindeorgan zwecks 
nachträglicher Genehmigung in Kenntnis zu setzen. 

 

§§ 63 bis 70 unverändert. 

§ 71 

Rechnungslegung 

(1) Der Bürgermeister hat nach dem Ablauf des Finanzjahres über die 
Jahresergebnisse des Haushaltes aufgrund der Kassen- und Rechnungsbücher 
einen Rechnungsabschluss zu erstellen. Wesentliche Abweichungen von den 
Ansätzen des Voranschlages sind zu begründen. Für Überschreitungen der 
Mittelverwendungsansätze ist die Beschlussfassung des dazu ermächtigten 
Gemeindeorgans nachzuweisen. 

(2) Der Kassenabschluss, aus dem eine detaillierte Übersicht jeder 
einzelnen Position der liquiden Mittel zum Ende des Rechnungsjahres 
hervorgeht, ist als Teil des Rechnungsabschlusses gesondert auszuweisen. 
Zahlungsmittelreserven sind darin zu kennzeichnen und in 
Zahlungsmittelreserven für endfällige Darlehen, Zahlungsmittelreserven für 

zweckgebundene Haushaltsrücklagen und Zahlungsmittelreserven für 
allgemeine Haushaltsrücklagen zu unterteilen. 

(3) Die Rechnungsabschlüsse der von der Stadt verwalteten selbstständigen 
Stiftungen und Fonds sowie die Erfolgsrechnungen und die Bilanzen der 
wirtschaftlichen Unternehmungen bilden einen Bestandteil des 
Rechnungsabschlusses der Stadt. 

(4) Dem Rechnungsabschluss sind anzuschließen: 

 a) ein Nachweis für Vorhaben nach § 51, 

 b) ein Nachweis über die Leistungen für Personal, getrennt nach 
Mittelverwendungen für Beamte, Vertrags- und sonstige Bedienstete 
sowie über die Pensionen und sonstigen Ruhebezüge, 

 c) ein Nachweis, in dem die Anzahl der am 31. Dezember des 
Finanzjahres ständig beschäftigten Dienstnehmer den im 
Dienstpostenplan und Stellenplan vorgesehenen Dienstposten und 
Stellen gegenübergestellt wird, und 

 d) ein Nachweis über die Anzahl der Ruhe- und 
Versorgungsgenussempfänger zum 31. Dezember des Finanzjahres. 

(5) Im Anlagenspiegel nach Anlage 6g der Voranschlags- und 
Rechnungsabschlussverordnung 2015 sind folgende Informationen zu ergänzen: 

 a) die historischen Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten bzw. jener 
Wert, der bei der erstmaligen Bewertung der jeweiligen Sachanlage 
angesetzt wurde und 

 b) die kumulierte Abschreibung der jeweiligen Sachanlage. 

§ 73 

Beschlussfassung über den Rechnungsabschluss 

(1) Der Bürgermeister hat den Entwurf eines Rechnungsabschlusses für das 
abgelaufene Finanzjahr unbeschadet anderer gesetzlicher Bestimmungen bis 
30. April dem Gemeinderat vorzulegen. Vor der Vorlage an den Gemeinderat ist 
der Rechnungsabschluss durch zwei Wochen im Stadtmagistrat zur allgemeinen 
Einsicht aufzulegen. Die Auflegung ist öffentlich kundzumachen. Innerhalb der 
Auflagefrist kann jeder Gemeindebewohner während der Amtsstunden des 
Stadtmagistrates in den Entwurf des Rechnungsabschlusses Einsicht nehmen 
und hiezu schriftlich Einwendungen erheben. Diese sowie den Bericht der 
Kontrollabteilung des Stadtrechnungshofes nach § 74a Abs. 3 hat der 
Gemeinderat bei der Beratung über den Rechnungsabschluss zu behandeln. 
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(2) Der Gemeinderat hat den Rechnungsabschluss bis längstens 
31. Oktober des dem abgelaufenen Finanzjahr folgenden Jahres zu beschließen. 

(3) Während des Tagesordnungspunktes über den Rechnungsabschluss hat 
der (erste) Bürgermeister-Stellvertreter den Vorsitz im Gemeinderat zu 
übernehmen und das Mandat des Bürgermeisters ist durch sein Ersatzmitglied 
auszuüben. Der Bürgermeister hat Bericht zu erstatten, allfällige Fragen der 
Mitglieder des Gemeinderates zu beantworten und während der Beratung und 
Beschlussfassung den Raum zu verlassen. In den Beschluss sind jedenfalls die 
Bestandteile des Rechnungsabschlusses nach § 15 Abs. 1 der Voranschlags- und 
Rechnungsabschlussverordnung 2015 und der Kassenbestand 
(Kassenabschluss) zum Ende des Finanzjahres aufzunehmen. 

(4) Der Gemeinderat hat dem Bürgermeister die Entlastung zu erteilen, 
wenn die Überprüfung des Rechnungsabschlusses keinen Grund zu Bedenken 
gibt. Bestehen Bedenken, die der Bürgermeister nicht aufzuklären vermag, so 
hat der Gemeinderat die zur Herstellung eines geordneten Gemeindehaushaltes 
erforderlichen Maßnahmen zu beschließen. 

(5) Für die Übermittlung des Entwurfes an die Gemeinderatsparteien, die 
Verständigungspflicht im Fall der Überschreitung der Fristen nach Abs. 1 bzw. 
Abs. 2, die Kundmachung des Beschlusses, die Übermittlung der 
Ausfertigungen sowie die elektronische Übermittlung des 
Rechnungsabschlusses an die Landesregierung und die Gemeinderatsparteien 
gilt § 57 sinngemäß. 

(6) Die Rechnungsabschlüsse sind dauernd aufzubewahren. 

(7) Die Stadt hat die in § 15 Abs. 1 der Voranschlags- und 
Rechnungsabschlussverordnung 2015 genannten Bestandteile des 
Rechnungsabschlusses barrierefrei und ohne Angabe schützenswerter 
personenbezogener Informationen im Internet zur Verfügung zu stellen. 

 

§ 73a unverändert. 

§ 74 

Kontrollabteilung 

(1) Der Bürgermeister hat eine Abteilung des Stadtmagistrates als 
Kontrollabteilung einzurichten. 

(2) Der Kontrollabteilung obliegt die Überprüfung der Gebarung 

 a) der Stadt und ihrer wirtschaftlichen Unternehmungen; 

 b) der Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von Organen der Stadt allein 
oder gemeinsam mit Organen anderer Gebietskörperschaften und/oder 
von Gemeindeverbänden oder von Personen (Personengemeinschaften) 
verwaltet werden, die hiezu von Organen der Stadt allein oder 
gemeinsam mit Organen anderer Gebietskörperschaften und/oder von 
Gemeindeverbänden bestellt wurden; 

 c) der Unternehmungen, 

 1. an denen die Stadt allein oder gemeinsam mit anderen der 
Prüfungsbefugnis der Kontrollabteilung unterliegenden 
Rechtsträgern und/oder mit anderen Gebietskörperschaften bzw. 
Gemeindeverbänden mit mindestens 50 v. H. des Kapitals beteiligt 
ist oder die die Stadt allein oder gemeinsam mit anderen derartigen 
Rechtsträgern betreibt. Einer solchen finanziellen Beteiligung ist die 
Beherrschung von Unternehmungen durch andere finanzielle oder 
sonstige wirtschaftliche oder organisatorische Maßnahmen 
gleichzuhalten. Die Prüfungsbefugnis der Kontrollabteilung 
erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei 
denen die Voraussetzungen nach dem ersten und zweiten Satz 
vorliegen; 

 2. für die die Stadt die Verpflichtung zur Deckung des Abganges im 
Ausmaß von wenigstens 25 v. H. übernommen hat; 

 d) der natürlichen oder juristischen Personen (Personengemeinschaften), 
die Vermögen der Stadt treuhändig verwalten oder für die die Stadt eine 
Ausfallhaftung übernommen hat. 

(3) Wurde einem Rechtsträger (Unternehmen, Verein und dergleichen) 
oder einer sonstigen Einrichtung eine Förderung aus Mitteln der Stadt gewährt, 
so kann die Kontrollabteilung die Verwendung dieser Mittel prüfen, wenn sich 
die Stadt die Prüfung durch Vertrag vorbehalten hat. 

§ 74a 

Ziele und Gegenstand der Prüfung 

(1) Die Prüfung durch die Kontrollabteilung hat sich auf die 
Übereinstimmung mit den geltenden Vorschriften, auf die Sparsamkeit, die 
Wirtschaftlichkeit und die Zweckmäßigkeit sowie auf die ziffernmäßige 
Richtigkeit und die Ordnungsmäßigkeit der Gebarung zu erstrecken. Sie umfasst 
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nicht die für die Festsetzung des Voranschlages bzw. der Haushaltspläne 
(Wirtschaftspläne) maßgebenden Beschlüsse der Organe der Stadt. 

(2) Die Prüfung der Gebarung nach § 74 Abs. 2 kann sich auf die gesamte 
Gebarung oder auf bestimmte Teile davon erstrecken. 

(3) Die Kontrollabteilung hat zu dem vom Bürgermeister nach § 73 Abs. 1 
an den Gemeinderat vorgelegten Entwurf eines Rechnungsabschlusses bis 
30. September des dem abgelaufenen Finanzjahr folgenden Jahres einen Bericht 
zu erstatten. Darin ist jedenfalls dazu Stellung zu nehmen, ob die Abwicklung 
der Gebarung im abgelaufenen Finanzjahr im Einklang mit dem Voranschlag 
sowie den dazu erteilten Vollmachten, Zustimmungen und sonstigen 
voranschlagswirksamen Beschlüssen des Gemeinderats bzw. der dafür 
zuständigen Organe erfolgt ist. 

§ 74 

Stadtrechnungshof 

(1) Der Bürgermeister hat eine Abteilung des Stadtmagistrates als 
Stadtrechnungshof einzurichten. 

(2) Dem Stadtrechnungshof obliegt die Überprüfung der Gebarung 

 a) der Stadt und ihrer wirtschaftlichen Unternehmungen; 

 b) der Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von Organen der Stadt allein 
oder gemeinsam mit Organen anderer Gebietskörperschaften und/oder 
von Gemeindeverbänden oder von Personen (Personengemeinschaften) 
verwaltet werden, die hiezu von Organen der Stadt allein oder 
gemeinsam mit Organen anderer Gebietskörperschaften und/oder von 
Gemeindeverbänden bestellt wurden; 

 c) der Unternehmungen, 

 1. an denen die Stadt allein oder gemeinsam mit anderen der 
Prüfungsbefugnis des Stadtrechnungshofes unterliegenden 
Rechtsträgern und/oder mit anderen Gebietskörperschaften bzw. 
Gemeindeverbänden mit mindestens 50 v. H. des Kapitals beteiligt 
ist oder die die Stadt allein oder gemeinsam mit anderen derartigen 
Rechtsträgern betreibt. Einer solchen finanziellen Beteiligung ist die 
Beherrschung von Unternehmungen durch andere finanzielle oder 
sonstige wirtschaftliche oder organisatorische Maßnahmen 
gleichzuhalten. Die Prüfungsbefugnis des Stadtrechnungshofs 
erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei 

denen die Voraussetzungen nach dem ersten und zweiten Satz 
vorliegen; 

 2. für die die Stadt die Verpflichtung zur Deckung des Abganges im 
Ausmaß von wenigstens 25 v. H. übernommen hat; 

 d) der natürlichen oder juristischen Personen (Personengemeinschaften), 
die Vermögen der Stadt treuhändig verwalten oder für die die Stadt eine 
Ausfallhaftung übernommen hat. 

(3) Wurde einem Rechtsträger (Unternehmen, Verein und dergleichen) 
oder einer sonstigen Einrichtung eine Förderung aus Mitteln der Stadt gewährt, 
so kann der Stadtrechnungshof die Verwendung dieser Mittel prüfen, wenn sich 
die Stadt die Prüfung durch Vertrag vorbehalten hat. 

§ 74a 

Ziele und Gegenstand der Prüfung 

(1) Die Prüfung durch den Stadtrechnungshof hat sich auf die 
Übereinstimmung mit den geltenden Vorschriften, auf die Sparsamkeit, die 
Wirtschaftlichkeit und die Zweckmäßigkeit sowie auf die ziffernmäßige 
Richtigkeit und die Ordnungsmäßigkeit der Gebarung zu erstrecken. Sie umfasst 
nicht die für die Festsetzung des Voranschlages bzw. der Haushaltspläne 
(Wirtschaftspläne) maßgebenden Beschlüsse der Organe der Stadt. 

(2) Die Prüfung der Gebarung nach § 74 Abs. 2 kann sich auf die gesamte 
Gebarung oder auf bestimmte Teile davon erstrecken. 

(3) Der Stadtrechnungshof hat zu dem vom Bürgermeister nach § 73 Abs. 1 
an den Gemeinderat vorgelegten Entwurf eines Rechnungsabschlusses bis 
30. September des dem abgelaufenen Finanzjahr folgenden Jahres einen Bericht 
zu erstatten. Darin ist jedenfalls dazu Stellung zu nehmen, ob die Abwicklung 
der Gebarung im abgelaufenen Finanzjahr im Einklang mit dem Voranschlag 
sowie den dazu erteilten Vollmachten, Zustimmungen und sonstigen 
voranschlagswirksamen Beschlüssen des Gemeinderats bzw. der dafür 
zuständigen Organe erfolgt ist. 

§ 74b 

Leiter der Kontrollabteilung (Direktor) Direktor des Stadtrechnungshofes 

(1) Die Bestellung und die Abberufung des Leiters der Kontrollabteilung 
bedürfen der Zustimmung des Gemeinderates. 

(2) Zum Leiter darf nur eine Person bestellt werden, die 
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 a) persönlich und fachlich geeignet ist; 

 b) die Anstellungserfordernisse für den höheren Dienst erfüllt; 

 c) nicht Mitglied der Bundes- oder Landesregierung ist, keinem 
allgemeinen Vertretungskörper angehört und auch in den letzten fünf 
Jahren nicht dem Gemeinderat angehört hat; 

 d) Bediensteter der Stadt ist oder mit der zugleich mit der Bestellung ein 
Dienstverhältnis zur Stadt begründet wird. 

(1) Die Bestellung und die Abberufung des Direktors des 
Stadtrechnungshofs bedürfen der Zustimmung des Gemeinderates. 

(2) Zum Direktor des Stadtrechnungshofes darf nur eine Person bestellt 
werden, die 

 a) persönlich und fachlich geeignet ist; 

 b) die Anstellungserfordernisse für den höheren Dienst erfüllt; 

 c) nicht Mitglied der Bundes- oder Landesregierung ist, keinem 
allgemeinen Vertretungskörper angehört und auch in den letzten fünf 
Jahren nicht dem Gemeinderat angehört hat; 

 d) Bediensteter der Stadt ist oder mit der zugleich mit der Bestellung ein 
Dienstverhältnis zur Stadt begründet wird. 

(3) (Landesverfassungsbestimmung) Der Leiter der Kontrollabteilung ist 
bei der Besorgung von Kontrollaufgaben nicht an Weisungen gebunden. Er ist 
allein befugt, den in der Kontrollabteilung verwendeten Bediensteten 
Weisungen zu erteilen. 

(3) Der Direktor des Stadtrechnungshofes ist bei der Besorgung von 
Kontrollaufgaben nicht an Weisungen gebunden. Er ist allein befugt, den im 
Stadtrechnungshof verwendeten Bediensteten Weisungen zu erteilen. 

(4) Der Gemeinderat ist berechtigt, sich über alle Angelegenheiten des 
Aufgabenbereiches des Leiters der Kontrollabteilung zu unterrichten. Dieser ist 
verpflichtet, dem Gemeinderat die verlangten Auskünfte zu erteilen. 

(5) Der Leiter der Kontrollabteilung kann aus wichtigem Grund abberufen 
werden. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn 

 a) die Voraussetzungen für seine Bestellung nachträglich weggefallen 
sind oder ihr Fehlen nachträglich bekannt wird, 

 b) er aufgrund seiner gesundheitlichen Verfassung die mit seiner 
Funktion verbundenen Aufgaben dauernd nicht mehr erfüllen kann, 

 c) er die mit seiner Funktion verbundenen Pflichten grob verletzt oder 
wiederholt gegen diese verstoßen hat, 

 d) er wiederholt ein mit seiner Stellung unvereinbares Verhalten gezeigt 
hat oder 

 e) er durch ein inländisches Gericht wegen einer von Amts wegen zu 
verfolgenden 

 1. mit Vorsatz begangenen strafbaren Handlung zu einer Geld- oder 
Freiheitsstrafe oder 

 2. fahrlässig begangenen strafbaren Handlung zu einer nicht bedingt 
nachgesehenen Freiheitsstrafe 

rechtskräftig verurteilt wurde. 

(4) Der Gemeinderat ist berechtigt, sich über alle Angelegenheiten des 
Aufgabenbereiches des Direktors des Stadtrechnungshofs zu unterrichten. 
Dieser ist verpflichtet, dem Gemeinderat die verlangten Auskünfte zu erteilen. 

(5) Der Direktor des Stadtrechnungshofs kann aus wichtigem Grund 
abberufen werden. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn 

 a) die Voraussetzungen für seine Bestellung nachträglich weggefallen sind 
oder ihr Fehlen nachträglich bekannt wird, 

 b) er aufgrund seiner gesundheitlichen Verfassung die mit seiner Funktion 
verbundenen Aufgaben dauernd nicht mehr erfüllen kann, 

 c) er die mit seiner Funktion verbundenen Pflichten grob verletzt oder 
wiederholt gegen diese verstoßen hat, 

 d) er wiederholt ein mit seiner Stellung unvereinbares Verhalten gezeigt 
hat oder 

 e) er durch ein inländisches Gericht wegen einer von Amts wegen zu 
verfolgenden 

 1. mit Vorsatz begangenen strafbaren Handlung zu einer Geld- oder 
Freiheitsstrafe oder 

 2. fahrlässig begangenen strafbaren Handlung zu einer nicht bedingt 
nachgesehenen Freiheitsstrafe 

rechtskräftig verurteilt wurde. 
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§ 74c 

Prüftätigkeit 

Die Kontrollabteilung hat eine Prüfung durchzuführen, wenn dies der 
Gemeinderat, der Stadtsenat oder der Kontrollausschuß (§ 74f) beschließt oder 
mindestens ein Viertel der Mitglieder des Gemeinderates oder der Bürgermeister 
verlangt. Im übrigen hat der Leiter der Kontrollabteilung zu bestimmen, welche 
Prüfungen durchzuführen sind, sowie Art und Umfang der Prüfung im Einzelfall 
festzulegen. 

§ 74d 

Befugnisse der Kontrollabteilung 

(1) Die Kontrollabteilung ist befugt, in Ausübung und zum Zweck ihrer 
Prüftätigkeit 

 a) mit allen Rechtsträgern und sonstigen Einrichtungen, die ihrer Prüfung 
unterliegen, unmittelbar zu verkehren, 

 b) von diesen Einrichtungen und Rechtsträgern jederzeit schriftlich, 
mündlich oder telefonisch die ihr erforderlich scheinenden Auskünfte 
zu verlangen, 

 c) die Übersendung oder Überlassung von Geschäftsstücken, 
Rechnungsbüchern oder Rechnungsbelegen zu verlangen, 

 d) an Ort und Stelle in Geschäftsstücke, Rechnungsbücher und 
Rechnungsbelege Einsicht zu nehmen, 

 e) an Ort und Stelle alle erforderlichen Überprüfungen, insbesondere 
Kassenprüfungen, durchzuführen und 

 f) erforderlichenfalls geeignete Sachverständige beizuziehen. Die 
Sachverständigen sind, sofern sie nicht bereits allgemein gerichtlich 
beeidet sind, vom Bürgermeister zu beeiden. Sie sind zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen aus ihrer Tätigkeit für die 
Kontrollabteilung bekannt gewordenen Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnisse verpflichtet, sofern sie nicht vom Bürgermeister 
auf Ersuchen eines Gerichtes von der Verschwiegenheitspflicht 
entbunden wurden. 

(2) Die der Prüfung durch die Kontrollabteilung unterliegenden 
Einrichtungen und Rechtsträger haben einem Verlangen der Kontrollabteilung 
nach Abs. 1 lit. b oder c unverzüglich zu entsprechen. 

§ 74e 

Prüfberichte 

(1) Die Kontrollabteilung hat das Ergebnis jeder Prüfung in einem Bericht 
zusammenzufassen und diesen dem Kontrollausschuß, dem Bürgermeister, dem 
zuständigen Mitglied des Stadtsenates, dem Magistratsdirektor und der 
geprüften Stelle (dem Rechtsträger oder der Unternehmung) zuzuleiten. In 
diesem Bericht kann die Kontrollabteilung auch Vorschläge für die 
Verminderung oder Vermeidung von Mittelverwendungen und für die Erhöhung 
oder Erzielung von Mittelaufbringungen sowie für die Beseitigung von Mängeln 
und für eine zweckmäßigere Gestaltung von Verwaltungsabläufen erstatten. 

(2) Werden durch einen Bericht oder durch einen Teil eines Berichtes 
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse oder Angelegenheiten, die einer 
gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen, berührt, so ist bei der 
Behandlung des Berichtes bzw. des entsprechenden Teiles im Gemeinderat die 
Öffentlichkeit auszuschließen (§ 25 Abs. 2). 

§ 74f 

Kontrollausschuß 

(1) Der Gemeinderat hat aus seiner Mitte den Kontrollausschuß zu 
bestellen. Dem Kontrollausschuß obliegen 

 a) die Prüfung 

 1. der Gebarung der Stadt und ihrer wirtschaftlichen Unternehmungen 
sowie 

 2. der Einhaltung der Ansätze des Voranschlages; 

 b) die Behandlung der ihm nach § 74e Abs. 1 zugeleiteten Prüfberichte. 

(2) Der Kontrollausschuss hat dem Gemeinderat 

 a) über das Ergebnis seiner Prüfungen nach Abs. 1 lit. a unverzüglich und 

 b) über die Behandlung der Prüfberichte der Kontrollabteilung nach 
Abs. 1 lit. b innerhalb von sechs Monaten nach deren Einlangen 

zu berichten. 

(3) Der Vorsitzende des Kontrollausschusses darf nicht derselben 
Gemeinderatspartei angehören wie der Bürgermeister. 
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§ 74c 

Prüftätigkeit 

Der Stadtrechnungshof hat eine Prüfung durchzuführen, wenn dies der 
Gemeinderat, der Stadtsenat oder der Kontrollausschuss (§ 74f) beschließt oder 
mindestens ein Viertel der Mitglieder des Gemeinderates oder der Bürgermeister 
verlangt. Im Übrigen hat der Direktor des Stadtrechnungshofs zu bestimmen, 
welche Prüfungen durchzuführen sind, sowie Art und Umfang der Prüfung im 
Einzelfall festzulegen. 

§ 74d 

Befugnisse des Stadtrechnungshofs 

(1) Der Stadtrechnungshof ist befugt, in Ausübung und zum Zweck ihrer 
Prüftätigkeit 

 a) mit allen Rechtsträgern und sonstigen Einrichtungen, die ihrer Prüfung 
unterliegen, unmittelbar zu verkehren, 

 b) von diesen Einrichtungen und Rechtsträgern jederzeit schriftlich, 
mündlich oder telefonisch die ihr erforderlich scheinenden Auskünfte 
zu verlangen, 

 c) die Übersendung oder Überlassung von Geschäftsstücken, 
Rechnungsbüchern oder Rechnungsbelegen zu verlangen, 

 d) an Ort und Stelle in Geschäftsstücke, Rechnungsbücher und 
Rechnungsbelege Einsicht zu nehmen, 

 e) an Ort und Stelle alle erforderlichen Überprüfungen, insbesondere 
Kassenprüfungen, durchzuführen und 

 f) erforderlichenfalls geeignete Sachverständige beizuziehen. Die 
Sachverständigen sind, sofern sie nicht bereits allgemein gerichtlich 
beeidet sind, vom Bürgermeister zu beeiden. Sie sind zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen aus ihrer Tätigkeit für den 
Stadtrechnungshof bekannt gewordenen Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnisse verpflichtet, sofern sie nicht vom Bürgermeister 
auf Ersuchen eines Gerichtes von der Verschwiegenheitspflicht 
entbunden wurden. 

(2) Die der Prüfung durch den Stadtrechnungshof unterliegenden 
Einrichtungen und Rechtsträger haben einem Verlangen des 
Stadtrechnungshofes nach Abs. 1 lit. b oder c unverzüglich zu entsprechen. 

§ 74e 

Prüfberichte 

(1) Der Stadtrechnungshof hat das Ergebnis jeder Prüfung in einem Bericht 
zusammenzufassen und diesen dem Kontrollausschuss, dem Bürgermeister, dem 
zuständigen Mitglied des Stadtsenates, dem Magistratsdirektor und der 
geprüften Stelle (dem Rechtsträger oder der Unternehmung) zuzuleiten. In 
diesem Bericht kann der Stadtrechnungshof auch Vorschläge für die 
Verminderung oder Vermeidung von Mittelverwendungen und für die Erhöhung 
oder Erzielung von Mittelaufbringungen sowie für die Beseitigung von Mängeln 
und für eine zweckmäßigere Gestaltung von Verwaltungsabläufen erstatten. 

(2) Werden durch einen Bericht oder durch einen Teil eines Berichtes 
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse oder Angelegenheiten, die einer 
gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen, berührt, so ist bei der 
Behandlung des Berichtes bzw. des entsprechenden Teiles im Gemeinderat die 
Öffentlichkeit auszuschließen (§ 25 Abs. 2). 

§ 74f 

Kontrollausschuss 

(1) Der Gemeinderat hat aus seiner Mitte den Kontrollausschuss zu 
bestellen. Dem Kontrollausschuss obliegen 

 a) die Prüfung 

 1. der Gebarung der Stadt und ihrer wirtschaftlichen Unternehmungen 
sowie 

 2. der Einhaltung der Ansätze des Voranschlages; 

 b) die Behandlung der ihm nach § 74e Abs. 1 zugeleiteten Prüfberichte. 

(2) Der Kontrollausschuss hat dem Gemeinderat 

 a) über das Ergebnis seiner Prüfungen nach Abs. 1 lit. a unverzüglich und 

 b) über die Behandlung der Prüfberichte des Stadtrechnungshofs nach 
Abs. 1 lit. b innerhalb von sechs Monaten nach deren Einlangen 

zu berichten. 

(3) Der Bürgermeister, die Bürgermeister-Stellvertreter und die 
amtsführenden Stadträte dürfen dem Kontrollausschuss weder als Mitglieder 
noch als Ersatzmitglieder angehören. Der Vorsitzende des Kontrollausschusses 
darf nicht derselben Gemeinderatspartei angehören wie der Bürgermeister. 
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§§ 75 bis 88a unverändert 

2. Unterabschnitt 

Schlußbestimmungen 

§ 89 

Änderung des Gesetzes 

Änderungen dieses Gesetzes können vom Gemeinderat der 
Landesregierung vorgeschlagen werden, wenn es der Gemeinderat bei 
Anwesenheit von mindestens drei Vierteln zwei Dritteln seiner Mitglieder mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder beschließt. 

 

§ 90 unverändert. 


